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HEIßER HERBST & 
KALTER WINTER
DER DRUCK AUF DIE REGIERUNG WÄCHST!

ALLE RECHTSEXTREM?
Wie die Regierung gegen
das eigene Volk vorgeht.

2015 WIEDERHOLT SICH DOCH
Die Migrationskrise
ist wieder da!

BLICKPUNKT: OST

Nah dran!

René Aust, MdL
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Vorwort

Liebe Freunde,

es ist kalt geworden in Deutschland. Nicht 
nur die Außentemperaturen sind gefallen, 
leider erleben viele deutsche Familien dieses 
Jahr auch in den eigenen vier Wänden einen 
kalten Winter.

Die Gas- und Strompreise sind explodiert und 
auf absehbare Zeit ist kein Ende von hoher 
Inflation und Preissteigerungen in sämtlichen 
Lebensbereichen in Sicht.

Keine gute Zeit für unser Land.

Umso wichtiger ist es jetzt für jeden von uns, 
zu handeln. Meckern auf dem Sofa oder am 
Tresen hat noch nie zu grundlegender Ver-
änderung geführt und letztendlich haben wir, 
die Bürger dieses Landes, die Zukunft selbst 
in der Hand.

Wir müssen aktiv werden oder bleiben, wir 
müssen die Opposition stärken und immer 
wieder deutliche Zeichen gen Berlin senden: 
es reicht!

In unserem „heißen Herbst“ haben wir einiges 
versucht und erste Erfolge erzielen können. 
Der Zustrom zu unserer Bürgerpartei ist un-
gebrochen, viele Menschen informieren sich 
erstmals abseits der Mainstreammedien und 
viele Bürger entscheiden sich für eine aktive 
Mitarbeit bei unserer AfD.

Die Umfragewerte sind stabil in einem or-
dentlichen Bereich und immer mehr Wähler 
können es sich darüber hinaus vorstellen, 
beim nächsten Mal auch AfD zu wählen: Die 
Stigmatisierung wirkt nicht mehr!

Diesen Schwung müssen wir jetzt nutzen, 
müssen gemeinsam Strukturen ausbauen, 
uns noch besser vernetzen, uns gegenseitig 
unterstützen und immer wieder neue Men-
schen für unsere Sache begeistern!

Ich möchte mit meinem Magazin einen klei-
nen Teil zu unserem Erfolg beitragen und 
freue mich, dass ich Ihnen ab dieser Ausgabe 
auch einen tollen Kolumnisten ankündigen 
darf. René Aust ist stellvertretender Landes-
chef und direkt gewählter Landtagsabge-
ordneter in Thüringen und wird von nun an 
regelmäßig den „Blickpunkt: Ost“ liefern. Wir 
erhoffen uns dadurch ein weiteres Zusam-
menwachsen von Ost und West, eine noch 
bessere Zusammenarbeit zwischen uns allen 
und möchten gemeinsam daran arbeiten, 
dass Vorurteile, die ab und zu noch auftau-
chen, vollständig abgebaut werden können!

Ich freue mich über die Unterstützung und 
bin überzeugt davon, dass seine Beiträge 
auch für Sie eine Bereicherung sein werden!
Nun wünsche ich Ihnen eine tolle Lektüre, 
genießen Sie die Weihnachtszeit im Kreis 
Ihrer Liebsten und tanken Sie Kraft für die 
kommenden Aufgaben: Wir haben noch Gro-
ßes vor!

Herzliche Grüße

Ihr Sebastian Münzenmaier



4

Inhaltsverzeichnis
03 Vorwort von Sebastian Münzenmaier

HEISSER HERBST & KALTER WINTER
07 Der Druck auf die Regierung wächst

Alle rechtsextrem?

Bericht von der großen AfD-Demonstration

Cottbus - Bericht aus der AfD-Hochburg

Kolumne - Blickpunkt: Ost! - Nah dran!

Gas-Umlage: Die Chaos-Chronologie

Das Versagen der EU in der Energiekrise

POLITIK & HINTERGRÜNDE

Im Gespräch mit Iris Nieland, MdL

Zweites 2015: Die Migrationskrise ist wieder da!

Corona: Lauterbachs Geisterfahrt

Italien: Wahlsieg für Patrioten!

Italien: Interview mit Davide Quadri

Mit der Besuchergruppe im Deutschen Bundestag

TV-Kritik - Serie „Die Ringe der Macht“

SONSTIGES

Blackout-Checkliste

Kreuzworträtsel

Kontakt, Info & Impressum

12

16

20

22

24

30

38

35

40

43

46

48

51

53

54

55



5



6

HEIßER HERBST
& KALTER WINTER



7

Der Druck auf die Regierung wächst

Hat man im Sommer einen Blick in die stets 
einseitigen Mainstream-Medien geworfen, 
hätte man schon fast den Eindruck gewin-
nen können, die politmediale Elite würde sich 
hauptsächlich Sorgen darum machen, die Kri-
tik an ihrem Kurs könnte aus dem Ruder ge-
raten. Die Angst vor einem „Heißen Herbst“ 
schien größer, als die Befürchtung, die Bürger 
würden im Winter im Kalten sitzen.

Wie erwartet kam es zu großen Protestbewe-
gungen im ganzen Land. Jede Woche gehen 
hundertausende Bürger auf die Straße, um 
ihre Unzufriedenheit mit der Bundesregierung 
zum Ausdruck zu bringen.
Auch die AfD mobilisierte zu einer Groß-
demonstration in einem Ausmaß, wovon an-
dere Parteien nur träumen können (Bericht 
befindet sich ebenfalls in dieser Ausgabe). 
Aber betrachten wir zunächst die Ausgangs-
lage.

Ampel schlafwandelt in eine 
Krise ungeahnten Ausmaßes

Die Ampel-Koalition ist voller selbstbetontem 
Elan an den Start gegangen. „Fortschrittsko-
alition“ gaben sie sich selbst als Titel. Wenn 
Linksgrüne und extrem Linke von „Fort-
schritt“ sprechen, bedeutet das für die Bür-
ger nichts Gutes. Mit dem Angriff Russlands 
auf die Ukraine waren die Regierenden nun 
aber mit einer Krise konfrontiert, die Corona 
noch in den Schatten stellen sollte.

Zugegebenermaßen stellt eine solche Situ-
ation Herausforderungen an eine Regierung, 
die sicher alles andere als leicht zu bewälti-
gen sind. Aber wer nicht in der Lage ist, sich 
solchen Anforderungen besonnen zu stellen, 
der gehört eben nicht in eine Regierung. Man 
kann schlicht sagen: Es ist verdammt noch-
mal ihr Job.

Die vielen Altlasten, welche der linksgrüne 
Merkel-Kurs hinterlassen hat, schlagen sich 
nun dramatisch nieder.

Es ist viel zu kurz gedacht, dass Inflation, 
Preisexplosionen, Energiemangel und die 
damit verbundene Versorgungslage allein 
auf den Krieg zurückzuführen seien. Die ver-
schiedenen Koalitionen der vergangenen 
Jahre stützten allesamt die unverantwortli-
che Null-Zins-Politik der EZB, die letztlich zu 
einer dramatischen Inflation führen musste.  
Es war eine CDU-Kanzlerin, die aus einem 
opportunistischen Reflex heraus den Aus-
stieg aus der Kernkraft beschlossen hatte 
und sich damit bei der Energieversorgung 
extrem in Abhängigkeiten stürzte. Der fata-
le Corona-Kurs war ruinös für die deutsche 
Wirtschaft und der totale Kollaps konnte nur 
mit Milliarden Steuergeldern gerade so ver-
hindert werden. Sollten die Ampel-Parteien 
sich darüber beklagen, sei daran erinnert, 
dass das alles mit ihrer Unterstützung pas-
sierte. Aber abgesehen von der Vergangen-
heitsbewältigung kann man als Bürger von 
seiner Regierung erwarten, dass sie sich in 
der gegenwärtigen Lage darauf besinnt, das 
Notwendige im Sinne des eigenen Volkes in 
die Wege zu leiten. Ideologische Scheuklap-
pen sind in einer solchen Zeit fehl am Platz.
Doch die linksgrünen Ideologen schlafwan-
deln das Land lieber tiefer in die Krise. Die 
FDP versagt als Korrektiv völlig und entpuppt 
sich einmal mehr als Wendehalspartei, der 
für die Macht jedes Mittel Recht ist.

Wie mittlerweile aus verschiedenen Medien-
berichten bekannt ist, hat Robert Habeck 
den Weiterbetrieb der Kernkraftwerke nie 
ergebnisoffen prüfen lassen und Experten-
meinungen aus seinem eigenen Ministerium 
klammheimlich ignoriert. Das Ergebnis pass-
te einfach nicht ins grüne Weltbild. Zunächst 
vermutete man, er würde das Thema wegen 
der Niedersachsenwahl verzögern. Mittler-
weile ist klar, dass die Ampel die Kernkraft 
am 15. April entgegen allen Warnungen be-
erdigen möchte. Dafür wurde dann noch ein 
Schmierentheater mit der „Richtlinienkompe-
tenz“ von Olaf Scholz aufgeführt, damit auch 
ja alle Ampel-Beteiligten „gesichtswahrend“ 
aus der Nummer herauskommen. 
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Grüne Sekte tonangebend in 
der Koalition

Und das offenbart schon eines der größten 
Probleme dieser Regierung. „Gesichtswah-
rung“, Ideologie und scheinheilige Moralvor-
stellungen sind den Protagonisten der links-
grüngelben Koalition wichtiger, als das Wohl 
der Bürger. Maßgeblich diktiert wird dieser 
Kurs von den Grünen.

Am deutlichsten spürt man das bei der 
Außenministerin. „Feministische Außenpoli-
tik“ nannte sie ihr Konzept zu Beginn ihrer 
Amtszeit.

Auch bei der Energieversorgung spürt man 
bei so manchem grünen Regierungsvertreter 
heimliche Freude über die Preissteigerungen. 
Wenn sich die Menschen nicht mehr leisten 
können, zu heizen oder Auto zu fahren, dann 
könnte nach deren Logik ja schließlich „das 
Klima“ leichter gerettet werden.

Die Grünen sind keine Partei, sondern eine 
politische Sekte, die in missionarischem Eifer 
ein ganzes Land in Geiselhaft nehmen möch-
te. Sie betrachten sich stets als die „Guten“ 
und wer ihnen dabei nicht folgt, soll mundtot 
gemacht werden.

Kriminalisierung der Kritik

Flankiert wird die grüngeprägte Bundesre-
gierung von einem medialen Komplex des-
sen Nähe zur Politik immer bedenklichere 
Formen annimmt. Schon während der völlig 
unverhältnismäßigen Corona-Beschränkun-
gen machte sich insbesondere der Öffentlich-
Rechtliche Rundfunk zum Erfüllungsgehilfen 
einer immer repressiveren Regierungskaste. 
Kritiker wurden diffamiert, beschimpft und 
ausgegrenzt. Wer der Regierung nicht folg-
te, der war „unsolidarisch“ und sollte sozia-
le Ächtung erfahren. Für AfD-Mitglieder und 
Unterstützer war das in weiten Teilen nichts 
Neues. Die Bürgerpartei wird schon seit Jah-
ren von der linksgrünen Medienlandschaft 
kriminalisiert, weil sie es wagt, echte Opposi-
tion zu sein.

Spätestens seit Corona kann es aber jeden 
mit kritischer Meinung treffen. Diese Praxis 
wurde nun angesichts des „Heißen Herbstes“ 
weiter angewandt. Noch bevor es überhaupt 
Proteste gab, konnte man bereits in der Ta-
gesschau erfahren, dass wer gegen die Poli-
tik der Bundesregierung demonstriert, sich 
mindestens mit sogenannten „Rechtsextre-
men“ gemein macht oder gleich selber zum 
Rechtsradikalen wird. Neben den Öffentlich-
Rechtlichen hat sich die Innenministerin mit 
Antifa-Vergangenheit, Nancy Faeser, beson-
ders damit hervorgetan, Proteste schon vor 
ihrer Entstehung als extremistisch zu brand-
marken.

Nun gehört es zu den Kernaufgaben einer 
Außenministerin, den diplomatischen Aus-
gleich im Interesse des zu vertretenden Lan-
des zu suchen.  Was aber unter „Feministi-
scher Außenpolitik“ zu verstehen ist, wurde 
bereits mehr als deutlich. Baerbock poltert 
als moralinsaure Oberlehrerin wie ein Elefant 
im Porzellanladen durch die Welt und stößt 
Staatsvertreter (nicht nur russische) reihen-
weise vor den Kopf. In einem Video bekannte 
sie in gebrochenem Englisch, dass ihr dabei 
die Meinung der deutschen Wähler völ-
lig egal sei. Die Welt soll am grünen Wesen 
genesen und das Interesse des deutschen 
Volkes hat hinter den persönlichen Moral-
vorstellungen von Annalena Baerbock zu-
rückzustecken.

Annalena Baerbock poltert wie 
der Elefant im Porzellanladen 
oberlehrerhaft durch die Welt.
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Heißer Herbst: Faschismus-
Keule zieht nicht mehr!

Eine positive Entwicklung, die sich bereits 
durch den Protestherbst abzeichnet, ist, dass 
die inflationären Nazi- und Faschismusbeti-
telungen immer weniger verfangen. Immer 
mehr Bürger erkennen, dass sie von der 
rotgrüngelben Kaste und den linken Main-
stream-Medien bereits als „Faschisten“ ein-
gestuft werden, wenn sie nicht der abstrusen 
Woke-Moral bedingungslos folgen. Dieses 
Konglomerat aus Politdarstellern und Mei-
nungsmachern will ein Volk, das der Regie-
rung auch dann noch zujubelt, wenn es völlig 
verarmt in der eigenen Wohnung sitzt und 
nicht mal mehr heizen kann.

Da grüne Moral aber weder im Winter wärmt, 
noch zum Erwerb von Lebensmitteln be-
fähigt, pfeifen immer mehr kritische Bürger 
auf die Belehrungen aus dem Establishment. 
Auch wenn Ihnen das die Tagesschau ver-
schweigt: Die Zahl der Bürger, die sich nicht 
mehr alles gefallen lassen wollen, steigt.

Die Proteste gegen die Politik der Bundes-
regierung steigen in zunehmende Maße und 
auch die Öffentlich-Rechtlichen werden ir-
gendwann an den Punkt kommen, wo sie das 
nicht mehr unter den Teppich kehren können.

Symptombekämpfung der 
Ampel-Koalition

Um dieser Entwicklung entgegenzutreten, 
vermeidet die Ampel bislang die Kurskor-
rektur und setzt lieber auf teure Symptom-
bekämpfung. Schon der infantile Sprachge-
brauch vom „Doppelwumms“ offenbart, dass 
die mündigen Bürger dieses Landes für die 
Regierungsvertreter offenbar nur dumme 
Kinder sind, die man mit Geldgeschenken 
ruhigstellen kann. Die sogenannten Entlas-
tungsmaßnahmen gehen aber völlig am Ziel 
vorbei. Vielmehr ist es bildlich so, dass die 
Ampel der Bevölkerung aus der linken Ta-
sche 10 Euro entwendet und dann „großzü-
gig“ in die rechte Tasche 2 Euro steckt.

Dafür soll man sich auch noch bedanken? 
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Durch die Steuern verdient der Staat an der 
Krise mit und verschleudert das Geld dann 
vor allem generös in alle Welt, während sich 
die Deutschen mit Almosen begnügen müs-
sen.
Die Entlastungspakte der Ampel sind der 
sprichwörtliche Tropfen auf dem heißen 
Stein. Während die Inflation weiter explodiert 
und die Lebenshaltungs- und Energiekosten 
unaufhaltsam steigen, verpuffen die spär-
lichen Einmalmaßnahmen. Viele Betriebe 
stehen vor den Trümmern ihrer Existenz und 
noch mehr Bürger am finanziellen Abgrund.

Ein kalter Winter muss nicht 
sein

Trotz des Krieges muss man feststellen: Die 
Krise für die Bürger ist regierungsgemacht!

Die AfD-Bundestagsfraktion hat in mehreren 
Positionspapieren Vorschläge gemacht, wie 
man in einer solchen Krise den Wohlstand 
sichern kann. Kurzfristige Maßnahmen wie 
das 9€-Ticket oder die Spritpreisbremse sind 
weder nachhaltig noch sinnvoll. Nachbarlän-
der wie Polen haben es bereits vorgemacht. 

Es bedarf eines vorübergehendes Ausset-
zens der Mehrwertsteuer auf Grundnah-
rungsmittel sowie auf Treibstoffe (Benzin, 
Diesel) und Energie (Strom, Gas, Heizöl, Fern-
wärme, Kohle).

Die Versorgung muss durch eine Auswei-
tung des Energieangebotes sichergestellt 
werden. Die Lage erfordert einen Wiederein-
stieg in die Kernkraft. Der Weiterbetrieb der 
drei verbliebenen Kernkraftwerke auch über 
das Jahr 2023 hinaus ist dringend geboten, 
ebenso die Wiederinbetriebnahme bereits 
abgeschalteter Kraftwerke. Heimische fossi-
le Energieressourcen wie Erdgas und Kohle 
müssen erschlossen und genutzt werden. 
Auch die Landwirtschaft kann in Form von 
Biogas und Biokraftstoffen einen wichtigen 
Beitrag zur Energieversorgung leisten.

Es ist entscheidend, dass Deutschland die 
derzeitige Sanktionspolitik beendet. 

Der Ukraine ist nicht geholfen, wenn wir 
durch fehlgeleitete Sanktionen unsere Wirt-
schaft vollends ruinieren und uns selbst 
mehr schaden, als Russland.
Der Anschlag auf die Nord Stream-Pipelines 
muss nicht nur aufgeklärt werden, sondern 
diese schnellstens wiederinstandgesetzt und 
genutzt werden. Die Bundesregierung muss 
umgehend damit aufhören, Öl ins Feuer zu 
gießen. Der Krieg in der Ukraine wird auf mili-
tärischem Weg allein kaum nachhaltig zu be-
enden sein.

Deutschland muss sein Gewicht auf dem 
internationalen Parkett für eine diplomati-
sche Lösung einsetzen. Man kann die Eskala-
tionsspirale gegen eine Atommacht nicht ins 
Uferlose weiterdrehen.

Für einen Kurswechsel 
braucht es mehr Protest

Die Bundesregierung ist ideologisch ver-
blendet und skrupellos genug, um ihren fa-
talen Kurs auch dann fortzusetzen, wenn die 
Bevölkerung in extreme Armut gestürzt wird. 
Dafür werden sie von den etablierten Medien 
noch gefeiert.

Die AfD hält in den Parlamenten mit aller 
Kraft dagegen, legt Konzepte als Alternativen 
vor und zeigt damit, wie man es besser ma-
chen kann. Je stärker die Stimme der Alter-
native für Deutschland in den Parlamenten 
wird, umso mehr geraten die selbsternann-
ten Eliten unter Druck. Aber auch abseits der 
Wahlen muss der Druck der Straße größer 
werden.

Überall in Deutschland gibt es zunehmen-
de friedliche Proteste gegen die unverant-
wortliche Politik der Bundesregierung. Diese 
Demonstrationen brauchen mehr Zulauf und 
Unterstützung. Zweiteres wird auch durch 
die AfD gegeben sein. 

Letztlich liegt es aber auch an uns allen, die 
bürgerliche Oppositionsbewegung größer 
werden zu lassen. Raus auf die Straße, damit 
wir in eine bessere Zukunft blicken können!
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Alle rechtsextrem?

WIE KRITISCHE BÜRGER
PAUSCHAL DIFFAMIERT 
WERDEN
Die Ampelkoalition aus SPD, Grünen und FDP 
hat sich als Totalausfall auf ganzer Linie ent-
puppt. Eine unselige Mischung aus Inkom-
petenz und Volksverachtung prägt diese Le-
gislaturperiode. Während es die Deutschen 
aufgrund der sich stetig verschlechternden 
Lebensumstände auf die Straße treibt, rüsten 
sich die Altparteien mit Diffamierung und Kri-
minalisierung seiner Kritiker. Ein linksradikal 
unterwandertes Deutschland taumelt in den 
vielbeschworenen „Wutwinter“.

Energiekrise, Inflation und nun auch noch 
eine Flüchtlingskrise im Ausmaß von 2015. In 
nur einem Jahr hat es die neu gebildete Am-
pelregierung geschafft, das Land noch wei-
ter ins Chaos zu stürzen, als dies schon unter 
der 16-jährigen Regentschaft Angela Merkels 
geschehen war.

Das blieb nicht ohne Folgen: Sowohl SPD als 
auch FDP sackten in den Umfragen im Ver-
gleich zur Bundestagswahl 2021 deutlich ab. 
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Auch die Grünen verloren nach einem zwi-
schenzeitlichen Höhenflug deutlich an Stim-
men, nachdem sich ihr Hoffnungsträger-Spit-
zenduo, allen voran Robert Habeck, durch 
einen eklatanten Dilettantismus schnell 
selbst entzauberte.

Robert Habeck, der ein Superministerium 
für „Wirtschaft und Klimaschutz“ bekam, ist 
geradezu ein Paradebeispiel für den tiefen 
Fall der vielfach hinaufbeschworenen Am-
pel-Hoffnungen. Bei der Talkshowsendung 
Maischberger schockierte er durch seine 
Unkenntnis über den Vorgang der Insolvenz. 
Laut seiner Aussage müssten Betriebe durch 
die hohen Energiekosten nicht in Insolvenz 
gehen – sondern einfach eine zeitlang auf-
hören zu produzieren. Diese Aussage machte 
selbst die grünenfreundliche Mainstream-
Presse stutzig.

Habecks Parteikollegin, Außenministerin An-
nalena Baerbock, schlug sich trotz einer prä-
zedenzlosen Hofberichterstattung seitens 
der Öffentlich-Rechtlichen nicht unbedingt 
besser. Die amüsanten Wortverdreher gera-
de während des Wahlkampfs und zu Beginn 
ihrer Amtszeit nahmen zwar spürbar ab. Je-
doch steht auch Baerbock prototypisch für 
eine nicht nur inkompetente, sondern auch 
maßlos arrogante und bürgerverachtende 
links-grüne Elite. Ihre Aussage, die ukraini-
sche Regierung zu unterstützen, „egal was 
meine deutschen Wähler denken“, wurde 
zwar von den Medien als „Desinformations-
kampagne“ unter den Teppich gekehrt. Trotz-
dem trug auch dieser Vorfall nicht gerade 
dazu bei, das Vertrauensverhältnis zwischen 
unserem Volk und dieser Regierung zu ver-
bessern.

Keine Konsequenzen für 
Lauterbach-Versagen

Doch genug mit dem „Grünen-Bashing“: Den 
Vogel schossen, so kann man mit Fug und 
Recht behaupten, wohl die SPD-Minister ab. 

Da wäre einmal der generell auffällige „Ge-
sundheits“minister Karl Lauterbach, der wohl 
hauptsächlich durch den Druck einer links-
grünen Twitterbubble ins Amt gehievt wurde. 
In seine Verantwortung fallen unter anderem 
ein Winter voller im Nachhinein unvorstell-
barer Corona-Tyranneien, die Verunglimp-
fung Ungeimpfter und die milliardenschwe-
re Steuerverschwendung durch übermäßige 
Impfstoffbestellung.

Bis zum heutigen Tage ist auf diese politi-
schen Entgleisungen weder eine Entschuldi-
gung noch ein Rücktritt erfolgt. 

SPD-Kampfpanzerexpertin und Hubschrau-
bertouristin Christine Lambrecht als Dar-
stellerin einer Verteidigungsministerin mal 
außen vor gelassen, wäre zuletzt Bundes-
kanzler Olaf Scholz zu nennen. Der Hansea-
te „mit dem Charisma einer Parkuhr“ (Stern) 
konnte sich zu seinem Glück durch gezielte 
Erinnerungslücken bezüglich seiner Rolle in 
der Cum-Ex-Affäre einem Strafverfahren ent-
ziehen. Auch sonst legt Scholz ein Maß an 
Unterkühlung und Empathielosigkeit an den 
Tag, das erschütternd ist. Mit einem schel-
mischen Grinsen erzählte er beispielsweise 
kürzlich während einer Bürgersprechstunde 
von einer verzweifelten Person, welche ihren 
Elektroherd auf einen Gasherd umstellte und 
damit wohl an den Rand ihrer Existenz getrie-
ben wurde. „Ich wusste gar nicht wie traurig 
ich gucken sollte“, kommentierte Scholz das 
Erlebnis mit einem herzhaften Lachen. 

Man könnte zu den aufgeführten Anekdoten 
noch eine ganze Menge ergänzen, jedoch 
sollte der spätrömisch-dekadente Zustand 
dieses Landes unter der Ampelregierung zu 
genüge aufgeführt worden sein. Diese ab-
surde Show - gepaart mit der immer stärker 
wachsenden realen Not vieler Betriebe und 
Privathaushalte angesichts der nicht mehr 
zu stemmenden Energie- und Lebensmittel-
kosten aufgrund des ohne Not angezettel-
ten Wirtschaftskrieges mit Russland - treibt 
immer mehr Bürger auf die Straße.
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Schlagworte wie „Heißer Herbst“ und „Wut-
winter“ machen bereits seit Sommer die 
Runde: Selbst der leidensfähige Deutsche 
kommt unter den durch diese Regierung ge-
schaffenen Umständen immer öfter nicht 
umher, seinen Unmut auch offen und direkt 
zum Ausdruck zu bringen.

Verfassungsschutz als Schild 
und Schwert des Altparteien-
kartells

Zwangsläufig ruft ebenjener Widerstand je-
doch die Hüter der Deutungsmacht auf den 
Plan. Zuständig für die oft Stasi-ähnliche 
Diffamierung (Antifa-Förderung) und Ver-
folgung andersdenkender Personen, Bür-
gerorganisationen und Parteien sind in der 
Bundesrepublik das Innenministerium sowie 
das ihm unterstehende Bundesamt für Ver-
fassungsschutz. Nachdem dessen frühe-
rer Präsident Hans-Georg Maaßen aufgrund 
mangelhafter Linientreue kurzerhand von 
Angela Merkel geschasst wurde, ist seit 2018 
mit Thomas Haldenwang ein linientreuer Op-
positionsbekämpfer im Amt. Die bereits im 
Zuge der Proteste gegen die Migrationskrise 
2015 einsetzende Repression gegen bürger-
lich-konservative Kritiker eines immer weiter 
ausufernden links-grünen Gesellschaftsum-
baus wurde seitdem rasant hochgefahren.

Nachdem zuerst einzelne Teile sowie die Ju-
gendorganisation der AfD, die Junge Alter-
native, als sogenannte „rechtsextreme Ver-
dachtsfälle“ beobachtet wurden, weitete sich 
diese staatlich durchgeführte Repression 
nach und nach auf die gesamte Partei sowie 
das sie umgebende politische Vorfeld aus. 
Ein Präzedenzfall war geschaffen, welchen 
man nun beliebig auf weitere Kritiker der Re-
gierungspolitik ausweiten konnte.
Bei jeder neuen Krise stellte sich für die herr-
schende Politikerkaste nun nicht mehr die 
Frage nach deren wahren Ursachen und ihrer 
Behebung, sondern welche Protestbewe-
gung gegen die Entwicklungen man denn 
nun als wahren Übeltäter markieren und 
dingfest machen konnte.

So geschah dies auch in diesem Jahr im Zuge 
der sich immer weiter verschärfenden Ener-
giekrise und einer zunehmenden Eskalation 
des Ukraine-Konflikts.

Anstatt die Ursachen des Schlamassels bei 
einer verfehlten Euro-, Energie- oder Außen-
politik sowohl der Merkel-Koalitionen als 
auch der Ampel zu vermuten und dement-
sprechend eine politische Kehrtwende ein-
zuleiten, war der Schuldige auch diesmal 
wieder ganz woanders gefunden: bei dem 
unzufriedenen Bürger. SPD-Bundesinnenmi-
nisterin Nancy Faeser, deren Nähe zur Anti-
fa schon vor Amtsantritt bekannt war, warnte 
bereits im Juli vor einer Instrumentalisierung 
der Wut angesichts explodierender Gas-
preise durch „Rechtsextremisten“. Baerbock 
fantasierte gar „Volksaufstände“ herbei. Der 
nordrhein-westfälische Innenminister Her-
bert Reul (CDU) stilisierte die Kritiker der 
verfehlten Politik schließlich gar zu „neuen 
Staatsfeinden“.

Klüngelei, Diffamierung,
Kriminalisierung

In diesem durch das polit-mediale Zu-
sammenspiel hervorgerufenen „Klima des 
Hasses“ wird die rhetorische Schlinge des 
„Nazi“-Vorwurfs und der „Rechtsextremis-
mus“-Beschuldigung nun immer enger um 
die Hälse politischer Dissidenten gezogen. 
Ein besonders perfides Zusammenspiel von 
Exekutive, Judikative sowie einer teils öf-
fentlich-rechtlich zwangsfinanzierten Me-
diokratie ermöglicht es den Machthabern, 
Regierungskritiker sowohl politisch verfol-
gen als auch gesellschaftlich ächten zu kön-
nen. Überwachung und Kriminalisierung von 
Protestbewegungen durch Innenministerien 
und Verfassungsschutzämter werden unge-
hindert ausgeweitet.
Die Meinungsfreiheit wird durch ein „Kriegs-
verbrechen“-Gesinnungsstrafrecht weiter 
beschnitten. Damit die Feindmarkierung 
auch in der öffentlichen Wahrnehmung auf-
rechterhalten bleiben kann, hetzen öffent-
lich-rechtliche Formate mit Ungeziefer-Ver-
gleichen gegen lautstark auftretende Kritiker. 
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Besonders skurril an dieser Entwicklung ist 
jedoch nicht nur die Kriegserklärung der Re-
gierenden an jedwede patriotisch-konser-
vative oder jedenfalls nichtlinke Opposition. 
Gleichzeitig schreitet die beispielslose Ver-
hausschweinung der linksradikalen Szene 
hin zu der wichtigsten Systemunterstützerin 
weiter voran.

Von den Antifa-Verbindungen sozialdemo-
kratischer und grüner Abgeordneter und Mi-
nister ganz zu schweigen, beschränkt sich 
der revolutionäre Kampf der allermeisten 
linksextremen Bewegungen nunmehr auf die 
Bekämpfung der rechten Opposition in die-
sem Lande.

Wie schon bei der Migrationskrise und den 
Corona-Protesten sehen sich die Che Gueva-
ras dieses Landes auch im Zuge der Energie-
krise kurzerhand auf Regierungslinie wieder. 

Die wenigen „Proteste“ linker Gruppen fin-
den nur unter strengem Ausschluss aller ir-
gendwie Andersdenkenden statt. Die oftmals 
wertkonservativ eingestellten und ideologie-
fernen Arbeiterschichten hat die Linke mit 
diesem Verhalten längst vergrault.

Dementsprechend bricht auch das Mobili-
sierungspotential linker Bewegungen in fast 
schon bemitleidenswertem Maße ein:
So standen im Oktober in Berlin 10.000 AfD-
nahen Demonstranten lediglich eine traurige 
Anzahl zumeist heruntergekommener linker 
Gegenprotestler entgegen. Selbst die links-
grüne Presse war dabei plötzlich kleinlaut.

Auch einem groß beworbenen linksextremen 
Aufmarsch in Leipzig-Connewitz kurz dar-
auf schlossen sich lediglich wenige Hundert 
Menschen an, davon primär Vollzeitdemons-
tranten des Schwarzen Blocks. Bürgernähe 
sieht wahrlich anders aus.

„Wutwinter“ steht vor der Tür

Sind die politischen Aussichten für Deutsch-
land somit ähnlich düster wie die diesjährige 
Weihnachtsbeleuchtung?

Die deutsche Geschichte hat jedenfalls be-
reits mehrmals gezeigt, in welchem Maße 
sie für Überraschungen offen sein kann. Eine 
weitere unversöhnliche Polarisierung der 
politischen Lager ist angesichts des aggres-
siven Regierungshandelns wohl unvermeid-
lich.

Klar muss jedoch für das patriotisch-konser-
vative Lager sein, dass das Engagement für 
eine politische Wende trotz und gerade an-
gesichts der skandalösen Repression fortge-
setzt werden muss: In den Parlamenten, auf 
der Straße wie auch in den alternativen Me-
dien.

Der vielbeschworene Wutwinter steht vor der 
Tür, und damit eine Chance auf eine Wende 
zur Vernunft für unser Vaterland.
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Bericht von der großen AfD-Demonstration

REGEN, BAHN-SABOTAGE 
UND TROTZDEM ÜBER 
10.000 MUTIGE BÜRGER
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4000 Menschen wurden erwartet, am Ende 
waren es über 10.000: Die große AfD-Demo 
am 8.Oktober in Berlin übertraf alle Erwartun-
gen. Aus dem ganzen Bundesgebiet kamen 
Bürger in die Hauptstadt, um zusammen mit 
zahlreichen politischen Größen der Alternative 
für Deutschland gegen die fatale Preistreiber-
politik der Bundesregierung zu demonstrieren. 
Selbst der Hauptstadtpresse fiel es schwer, 
die Zahlen der Demonstration nach unten zu 
schreiben. Rückblick auf einen denkwürdigen 
Tag.

Am Ende eines langen Demotages kam noch 
einmal die Sonne durch. Nachdem am Nach-
mittag des 8. Oktober ein kurzer, aber hef-
tiger Regenschauer über Berlin eingesetzt 
hatte, fand das Ende der AfD-Kundgebung 
dann doch im Trockenen statt.
Ein Ende im Regen hätte auch nicht der Ge-
fühlslage entsprochen, die die vielen tau-
send Anhänger der AfD von diesem Tag in der 
Hauptstadt mit nach Hause nahmen. Selbst 
die Pressevertreter der großen Medienhäu-
ser schienen überrascht von der Vielzahl an 
Teilnehmern. Und von der Entschlossenheit, 
mit der sie für ihr Anliegen einstanden.

AfD-Großdemonstration 
im Herzen Berlins: Bahn-
Sabotage verhindert noch 
größeren Protestzug

Schon am frühen Nachmittag hatten sich 
mehrere tausend Menschen auf dem Platz 
der Republik im Herzen der Hauptstadt ver-
sammelt. Viele eingedeckt mit Transparen-
ten, Flaggen und Bannern, passend zur AfD-
Großdemonstration.

Aus ganz Deutschland fuhren im Minutentakt 
Busse mit Teilnehmern vor, während immer 
mehr Deutschlandflaggen den Platz vor dem 
Reichstag schmückten. Auf Zugreisende aus 
einigen Bundesländern wartete man indes 
vergebens.

Durch eine gezielte Sabotageaktion an nicht 
ersetzbaren Kabeln wurde der Bahnver-
kehr in Niedersachsen, Bremen, Hamburg 
und Schleswig-Holstein für mehrere Stun-
den unterbrochen und der Schienenverkehr 
vollständig lahmgelegt. Politisch motivierter 
Terrorismus genau am Tag der lange ange-
kündigten Großdemonstration der wieder-
erstarkten Oppositionspartei?
Spätestens als am Nachmittag die Gewiss-
heit da war, dass es sich um einen gezielten 
Anschlag auf die Bahninfrastruktur gehan-
delt hatte, bekam die Aktion ein nicht mehr 
zu verdrängendes Geschmäckle. Schon in 
der Vergangenheit hatten Linksextremisten 
den Bahnverkehr in mehreren Bundeslän-
dern zum Erliegen gebracht. Dieses Mal wie-
der? Ein Schelm, wer an diesem Tag etwas 
Böses dachte. Hätten die Zugreisenden wie 
geplant ihre Reise in die Hauptstadt antreten 
können, wären noch einige hundert Teilneh-
mer mehr durch die Straßen Berlins gezogen. 

Mitreißende Reden direkt vor 
dem Herz der Demokratie 

Gegen 14 Uhr am Mittag betrat Dr. Kristin 
Brinker, AfD-Landesvorsitzende aus Ber-
lin, die mit Bannern geschmückte Bühne 
vor dem Reichstagsgebäude. Zuvor war die 
Menge mit der millionenfach im Internet ge-
klickten Rede von Alice Weidel in der Gene-
raldebatte des Bundestags von Anfang Sep-
tember in Stimmung gebracht worden. 

Die Bundessprecherin der AfD konnte leider 
krankheitsbedingt nicht vor Ort sein. Die wei-
teren Redner vertraten Alice Weidel jedoch 
hervorragend. „Es reicht mit der falschen 
Politik der Altparteien!“, „Wir sagen: Deut-
sche Interessen zuerst!“ oder „Die dümmste 
Energiepolitik der Welt führt zu Massenver-
armung!“ Co-Bundessprecher Tino Chrupalla 
sowie die Bundesvorstandsmitglieder Ste-
phan Brandner und Peter Boehringer heizten 
den tausenden AfD-Anhängern trotz kalter 
Temperaturen ordentlich ein.
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Ein Zitat des Bundestagsabgeordneten 
Brandner sollte sinnbildlich für den folgen-
den Demonstrationstag stehen: „Die Tau-
senden, die hier stehen, das ist die Zivil-
gesellschaft! Die Altparteien merken, das 
Stigmatisieren funktioniert nicht mehr!“

Mickriger Gegenprotest: 
Antifa mobilisiert, doch 
keiner kommt

Nach diesem ersten Aufschlag setzte sich 
der Protestzug, der sich kilometerlang durch 
die Berliner Innenstadt ziehen sollte, in Be-
wegung. Angeführt von Bundesvorstands-
mitgliedern und Bundestagsabgeordneten 
der Bürgerpartei zogen 10.000 Menschen 
aus ganz Deutschland friedlich durch die 
Berliner Innenstadt. Dabei zeigten sie ihre 
Transparente, Fahnen und riefen ihre Sprech-
chöre lautstark in den Berliner Nachmittags-
himmel. Beim Schlendern durch die Reihen 
des kilometerlangen Demonstrationszuges 
war ein bunter Mix aller Bevölkerungsschich-
ten auszumachen. Ob jung oder alt, aus Ost- 
oder Westdeutschland, im Anzug oder dem 
Blaumann. Sie alle scheinen ihre Anliegen 
bei der AfD als die Vertretung ihrer Interessen 
in den richtigen Händen zu wissen. Die links-
extreme Antifa, die im Vorfeld der Demonst-
ration unter anderem dazu aufgerufen hatte, 
die AfD „wegzubassen“, konnte ihre großspu-
rigen Ankündigungen nicht in die Tat umset-
zen und wurde sinnbildlich von den Bürgern 
der Kundgebung überrannt.

Gerade einmal 1.400 Gegendemonstranten 
über ganz Berlin verteilt verirrten sich auf die 
Gegenproteste, die in ihrer kleinen Anzahl wie 
erstarrt vor dem großen Protestzug der Pa-
trioten wirkten. Die Bundesgeschäftsführe-
rin des linken Bündnisses „Aufstehen gegen 
Rassismus“, Irmgard Wurdack, bezeichnete 
es als „erschreckend, dass trotz Zugausfällen 
so viele Menschen zur AfD-Demo nach Berlin 
gekommen sind“.

Mit so einer großen Zahl an Demonstranten 
hatte Wurdack nicht gerechnet.

„Das schafft keine andere 
Partei“: Medienvertreter von 
Demo (böse) überrascht

Ungewollt beeindruckt schienen auch die 
anwesenden Journalisten, die sich unter die 
Kundgebung gemischt hatten und leider, wie 
so oft, mehr an heraufprovozierten Verfeh-
lungen einzelner Teilnehmer als den politi-
schen Botschaften der Bürgerpartei interes-
siert waren. Trotzdem bekannte der extrem 
linke Journalist Olaf Sundermeyer unter den 
Eindrücken der gewaltigen Kundgebung: 
„Mehr als 10.000 Menschen folgten der AfD 
nach Berlin. Das schafft keine andere Partei, 
an keinem Ort in Deutschland.“ Annika Leis-
ter von T-Online sprach von einem „selbst-
bewussten“ Zug durch die Hauptstadt, im 
Tagesspiegel wurde der Gegenprotest der 
linken Bündnisse gar als blamabel bezeich-
net: „10.000 AfD-Anhänger marschierten fast 
ungestört durch das eigentlich linke Berlin. 
Wie konnte das passieren?“ 
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Dass die Partei das nicht nur im Parlament, 
sondern auch auf der Straße ist, das hat die 
AfD-Großdemonstration in Berlin eindrucks-
voll gezeigt. Die Alternative für Deutschland, 
das konnte selbst die linksgrüne Hauptstadt-
presse nicht mehr leugnen, ist die bürgerna-
he Partei in Deutschland, die sich nicht hinter 
dem immer tieferen Graben versteckt, der 
gerade vor dem Berliner Reichstag ausgeho-
ben wird und Bürger und Politiker noch wei-
ter voneinander trennen soll.

Zwischen Straße und Parla-
ment: Die AfD ist die bürger-
nahe Partei in Deutschland!

Sie ist nah an den Sorgen der Deutschen 
und marschiert Seite an Seite mit Menschen 
jeden Alters und jeder Einkommensklasse 
gegen eine abgehobene politische Kaste, die 
sich hinter den dicken Scheiben ihrer Dienst-
wagen und in gut beheizten Büros von den 
Sorgen der Bürger abgewendet hat. AfD-
Bundessprecher Tino Chrupalla hatte es zu 
Beginn dieses denkwürdigen Tages auf der 
kleinen Bühne vor dem Reichstag angekün-
digt: „Die nächsten 25 Jahre stellen wir das 
Land wieder auf die Füße!“ Am 8. Oktober 
2022 hat die AfD zusammen mit vielen muti-
gen Bürgern damit angefangen.

Demo-Ende mit Sonnen-
schein: „Die AfD ist die rote 
Linie gegen die Politik der 
Altparteien!“

Auch ein heftiger Regenschauer zum Nach-
mittag konnte den friedlichen Protestzug 
nicht aufhalten, der sich knapp zwei Stunden 
durch Berlin-Mitte bewegte. Die etlichen tau-
send Demonstranten wurden zum Ende der 
Veranstaltung dann doch noch mit ein wenig 
Sonne belohnt, was dem rundum gelunge-
nen Tag einen würdigen Abschluss bereitete.

Während die Bundesvorstandsmitglieder 
Dennis Hohloch, Marc Jongen und Martin 
Reichardt auf der kleinen Bühne am Platz der 
Republik die finalen Redebeiträge abliefer-
ten, strömten Minute um Minute mehr Bürger 
aus den Seitenstraßen in Richtung Reichstag, 
wo die Demonstration am Mittag begonnen 
hatte.
Der 33-jährige Hohloch, Landtagsabgeord-
neter aus Brandenburg, betonte während 
seiner Rede, dass es Veränderung und die 
Hoffnung auf einen Wandel nur mit der jun-
gen Bürgerpartei gebe:

„Die AfD ist die rote Linie gegen die Politik 
der Altparteien!“



20

Doch in den vergangenen Jahren erlang-
te die Stadt an der Spree anderweitig bun-
desweite Bekanntheit: Schon 2015 fanden 
– nach PEGIDA in Dresden – in Cottbus die 
größten Bürgerproteste gegen die illegale 
Grenzöffnung durch die Merkel-CDU statt. 
Unter der Flagge der AfD, aber auch zusam-
men mit dem Bürgerbündnis Zukunft Hei-
mat, dessen Gründer Dr. Christoph Berndt 
mittlerweile Fraktionsvorsitzender der AfD im 
Landtag Brandenburg ist, gingen immer wie-
der tausende Bürger gegen die Politik der 
Masseneinwanderung auf die Straße. Vor der 
Grenzöffnung im Jahr 2015 gab es in Cottbus 
– abgesehen von ausländischen Studenten – 
kaum nicht-europäische Migranten.
Dass Massenmigration eine Gefahr für den 
sozialen Frieden und die innere Sicherheit 
ist, mussten die Cottbuser nach der fatalen 
Entscheidung Angela Merkels in kürzester 
Zeit auf erschreckende Art und Weise fest-
stellen. Immer wieder kam es zu Übergriffen 
auf Einheimische. Cottbuser Bürger wurden 
von Migranten abgestochen, teilweise um-
gebracht. Doch die Menschen ließen sich 
davon nicht unterkriegen und gingen gegen 
diese unhaltbaren Zustände immer wieder 
auf die Straße. So wurde Cottbus zu einem 
Leuchtturm bürgerlich-patriotischen Protes-
tes gegen eine anti-deutsche Politik auf allen 
Ebenen. Dafür wurde Cottbus – wie schon zu 
PEGIDA-Zeiten – zu einem Feindbild links-
liberaler Aktivisten, die sich oftmals hinter 
ihrem Presseausweis verstecken.

Cottbus - Bericht aus der AfD-Hochburg

Cottbus ist eine Stadt mit rund 100.000 Ein-
wohnern am östlichsten Rand der Bundes-
republik. Die Lausitz-Metropole hat Stra-
ßenzüge mit einer wunderbaren Architektur, 
leckeren Kaffee, großartige Parkanlagen 
und sympathische und bodenständige Men-
schen.

Bekannt wurde die zweitgrößte Stadt Bran-
denburgs in der Nachwendezeit aber vor 
allem durch den Fußballverein FC Energie, 
der sich um die Jahrtausendwende bis in die 
Bundesliga heraufarbeitete und dort – mit 
dem durch sein Kopfball-Eigentor bekannt 
gewordenen Tomislav Piplica im Tor – so 
manchen westdeutschen Traditionsverein 
und sogar den großen FC Bayern in die Knie 
zwingen konnte.

Diese goldenen Zeiten des FC Energie Cott-
bus sind derzeit jedoch etwas verblaßt. In 
der Regionalliga Nordost heißen die Gegner 
nicht Dortmund, Frankfurt oder Mönchen-
gladbach, sondern Meuselwitz, Greifswald 
und Tennis Borussia Berlin.

Doch trotz des kontinuierlichen Abstiegs von 
Liga 1 in Liga 4 treibt es noch immer rund 
5.000 Fans zu jedem Heimspiel ins Stadion 
der Freundschaft. Auch wenn der sportli-
che Erfolg ausbleibt: Die Lausitzer stehen zu 
ihrem Heimatverein, weil er nach wie vor ein 
großes Identifikationssymbol für eine ganze 
Region ist.
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„Brauner Sumpf“, „toxisches Gebilde“, „rechts-
extreme Clan-Strukturen“ sind nur einige der 
Kampfbegriffe, mit denen man immer wie-
der versucht, Cottbus und seine Bürger in ein 
schlechtes Licht zu rücken.

Doch Ossis und gerade Cottbuser sind stand-
haft und drücken den Rücken durch, wenn 
der Wind mal etwas rauer weht. Statt sich zu-
rückzuziehen, intensivierten mutige Bürger 
ihr Engagement für ihre geliebte Heimat.

Im Mai 2019 zog die AfD als stärkste Frak-
tion ins Stadtparlament ein und legt seitdem 
dort immer wieder den Finger in die Wunde. 
Im September des gleichen Jahres holten 
die AfD-Kandidaten zur brandenburgischen 
Landtagswahl beide Cottbuser Wahlkreise. 
2021 verpasste der AfD-Direktkandidat nur 
knapp den Einzug in den Bundestag und zur 
diesjährigen Oberbürgermeisterwahl konn-
te der AfD-Kandidat Lars Schieske mit 31,4 % 
einen Achtungserfolg erzielen.
Vor einigen Jahren entstand in der Cottbuser 
Innenstadt aus dem Umfeld des Vereins Zu-
kunft Heimat der Bürgertreffpunkt „Mühle“, 
der seitdem für Vortragsabende und kultu-
relle Veranstaltungen genutzt wird.

Auch während der Corona-Krise gingen in 
Cottbus – wie in so vielen Städten Deutsch-
lands – die Menschen gegen die übergriffi-
gen Maßnahmen sowie die geplante Impf-
pflicht auf die Straße.
Der Unterschied zu den meisten anderen 
Protesten: In Cottbus war es vor allem die 
jüngere Generation, die die Demonstratio-
nen kreativ und lautstark organisierte und 
anführte. Gerade der auf einem der Front-
Transparente getragene Spruch „Wir sind die 
rote Linie“ wurde von vielen Protestgruppen 
bundesweit übernommen und dadurch weit 
über die Grenzen Brandenburgs hinaus be-
kannt. 

Die Cottbuser haben verstanden, dass sie 
gegen die volksvergessene Politik der eta-
blierten Parteien und eine verleumderische 
Berichterstattung nur bestehen können, 
wenn sie zusammenhalten:
Jung und Alt. Männer und Frauen. Arbeiter 
und Unternehmer. In dem Bewusstsein, dass 
man nur als starke Gemeinschaft politische 
Veränderung erreichen kann, werden die 
Cottbuser ihren Weg weitergehen. Motiviert, 
unbeugsam und fest entschlossen, die Zu-
stände im Land zum Positiven zu verändern.

Jean-Pascal Hohm, Vorsitzender AfD-Cottbus
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Kolumne - Blickpunkt: Ost!

NAH DRAN!

In Thüringen werden derzeit neue Höchst-
werte für die AfD gemessen, von 25 Prozent 
bis zu 30 Prozent. Aber nicht nur die Umfra-
gewerte steigen, auch die Atmosphäre ver-
ändert sich. Zuerst forderte der ehemalige 
CDU-Landessprecher Mike Mohring, dass 
AfD-Leute in die ihnen zustehenden Position 
gewählt werden sollten.

Das wären zum Beispiel der Posten des Vize-
präsidenten im Thüringer Landtag oder ein 
Sitz in der parlamentarischen Kontrollkom-
mission, die das Landesamt für Verfassungs-
schutz überwacht. AfD-Abgeordnete sollen 
sich dort „beweisen“ können.

Dann fasste sich die CDU-Fraktion im Thürin-
ger Landtag ein Herz und brachte ein Gen-
der-Verbot in den Landtag ein.
Vor der Abstimmung machten wir als Frak-
tion klar, für diesen Antrag stimmen zu wol-
len. Doch trotz unseres Signals zog die CDU 
den Antrag nicht mehr zurück; was zuvor 
schon häufiger vorkam. Die AfD und CDU ver-
schafften so dem Gender-Verbot gemeinsam 
eine Mehrheit. Der anschließende Applaus 
von CDUlern bezüglich des eigenen Antra-
ges war dann wohl auch schon fast ein Akt 
der Erleichterung darüber, dass man bei der 
Union endlich das eigene Rückgrat wieder-
gefunden zu haben schienen.

Unser Kolumnist René Aust ist seit 2019 Abgeordneter im Thüringer Landtag und 
stellvertretender Sprecher des AfD-Landesverbandes Thüringen. 
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Liegt es wirklich nur daran, dass uns wegen 
der selbstgemachten Probleme der Bundes-
regierung die Leute aus Protest wählen?
Die Antwort ist: nein!

Die AfD hat sich stabilisiert. Aus der neu ge-
wonnenen inneren Ruhe erwächst das Ver-
trauen neuer Wähler. Auf der Bundesebene 
haben wir endlich einen Vorstand, der nach 
innen um die Positionen diskutiert, aber nach 
außen Geschlossenheit bewahrt.

Die Presse wird nicht mehr mit internen An-
gelegenheiten und schmutzigen Details ver-
sorgt. Der Bundesparteitag in Riesa war ein 
großer Schritt nach vorn. Die AfD ist nah dran 
am gesellschaftlichen Durchbruch. Thema-
tisch war die AfD schon immer mehrheitsfä-
hig, manchmal war sie ihrer Zeit voraus, zum 
Beispiel bei unserer Bundeswehr. Nur die 
schäbige Ausgrenzung des Mainstreams und 
seiner Parteien sowie innere Streitigkeiten, 
die nach außen getragen wurden, konnten 
den Aufstieg der Partei bremsen.

Es liegt jetzt an uns, nach innen weiter konst-
ruktiv zu streiten, aber nach außen Geschlos-
senheit und Einigkeit auszustrahlen.

René Aust, MdL

Nicht nur in Thüringen läuft es sehr gut, auch 
in Brandenburg. Dort wurde der parlamen-
tarische Geschäftsführer Dennis Hohloch in 
den Rundfunkrat gewählt. Ein Kunststück, 
das sonst nirgendwo in Deutschland gelang. 
Seine Aufklärungsarbeit bei den Skandalen 
des öffentlich-rechtlichen RBB ist so gut und 
erhält so viel Zuspruch, dass die anderen 
Fraktionen nicht mehr wegsehen können.

Einen Erfolg auf anderer Ebene kann der 
AfD-Fraktionsvorsitzende Ulrich Siegmund 
aus Sachsen-Anhalt für sich verbuchen. Eine 
Auswertung bezüglich des Social Media-An-
bieters TikTok zeigt, dass auf dieser Platt-
form, die vor allem von Leuten unter 25-Jah-
ren genutzt wird, kaum jemand so erfolgreich 
ist, wie er. Siegmund hat erkannt, dass genau 
diese Wählergruppe der unter 25-Jährigen 
eine Achillesferse der AfD ist.

Die Konsequenz daraus ist, die Leute dort an-
zusprechen, wo sie nun mal sind; auch wenn 
ich persönlich wenig für TikTok übrighabe. In 
Sachsen sind die Umfragen besonders gut, 
trotz neuhinzugekommener Kleinstkonkur-
renz. Doch nicht nur in den Ostlandesver-
bänden läuft es sehr gut. Im ganzen Bundes-
gebiet gelingt es der AfD derzeit, entweder 
längst verlorengeglaubte Wähler zurückzu-
gewinnen oder in neue Wählerschichten ein-
zudringen.
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Gas-Umlage

Das geplante Einführen und letztliche Schei-
tern der sogenannten Gas-Umlage zeigt 
exemplarisch das Versagen der Ampel-Re-
gierung auf: Nicht-durchdachtes Handeln 
zulasten der Bürger, das schlussendlich an 
der Realität scheitert. Was die Bundesregie-
rung auch anfasst, es mündet regelmäßig im 
absoluten Chaos.

Im vergangenen Sommer zeichnete sich 
mehr und mehr ab, dass die deutschen Bür-
ger die Zeche für eine völlig verfehlte Ener-
giepolitik der letzten Jahre zahlen werden 
müssen. Spätestens als das Gas (mitver-
schuldet durch die Sanktionen gegen Russ-
land) immer knapper und somit teurer wurde, 
hätte auch dem letzten grünen Ideologen 
klar sein müssen, dass die utopische Ener-
giewende gescheitert ist. Wind und Sonne 
liefern nun mal nicht genügend Energie für 
eine Industrienation– schon gar nicht im 
Winter.

Statt etwa über den breiten Wiedereinstieg 
in die Atomkraft oder zumindest das Erhalten 
der verbliebenen Kernkraftwerke zu diskutie-
ren, sprach sich die Bundesregierung dafür 
aus, die durch Inflation und explodierende 
Lebenshaltungskosten gebeutelten Bürger 
noch mehr zu belasten: Die sogenannte Gas-
Umlage war geboren.

Was sah die Gas-Umlage vor?

Mit der Gas-Umlage, die Ende Juli 2022 ver-
kündet wurde, plante die Ampel-Regierung, 
die Extrakosten der Gasimporteure, die durch 
die Drosselung der Gaslieferungen aus Russ-
land und die kostspielige Ersatz-Beschaffung 
entstanden sind, abzufedern.

90 Prozent dieser Kosten sollten auf die Ver-
braucher umgeschichtet werden können. 
Eingeführt werden sollte sie zum 1. Oktober 
und für anderthalb Jahre gelten.

Mitte August wurde dann noch bekannt, dass 
die Gas-Umlage 2,419 Cent pro Kilowatt-
stunde betragen soll. Zu erwarten war, dass 
auf einen vierköpfigen Haushalt bei Einfüh-
rung Mehrkosten im mittleren dreistelligen 
Bereich zugekommen wären. Im Anschluss 
wurde innerhalb der Bundesregierung darü-
ber diskutiert, ob eine Mehrwertsteuer oben-
drauf erhoben werden soll.

Das Schröpfen der Bürger zugunsten von 
Konzernen und Importeuren zeigte früh, wel-
chen Stellenwert die deutschen Verbrau-
cher beispielsweise bei Wirtschaftsminister 
Robert Habeck (Grüne) haben, der die Ge-
staltung der Umlage maßgeblich vorantrieb. 

DIE
CHAOS-
CHRONOLOGIE
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Besonders Geringverdiener hatten zu dem 
Zeitpunkt berechtigterweise große Sorge, 
wie sie diese aufgebürdeten Mehrkosten zu-
sätzlich stemmen sollten. Bereits ohne die 
von Beginn an umstrittene Umlage haben 
sich die Kosten für Gas im letzten Jahr ver-
vielfacht. Außerdem wäre durch diese Maß-
nahme die Inflation wohl weiter angeheizt 
worden.

Unmengen an Steuergeld 
für ideologisch verblendetes 
Unternehmen?

Insbesondere unter dem Gesichtspunkt der 
massiv ansteigenden Preise in nahezu allen 
Segmenten ist allein der Gedanke an diese 
Mehrbelastung für die Bürger unanständig 
und unverantwortlich. Hierbei sollte berück-
sichtigt werden, dass diese Ausplünderung 
zugunsten von Energiekonzernen wie Uniper 
stattfinden sollte, das als Unternehmenslinie 
Folgendes festhält:
„Wir beabsichtigen, unser Stromgeschäft 
in Europa bis 2035 klimaneutral zu gestal-
ten. Dies soll unter anderem durch den Aus-
bau von 1,5-2 GW an Solar- und Windkraft-
Kapazität bis 2025 gelingen.“ Dass dieses 
Unternehmen gerettet werden muss, hängt 
möglicherweise also eher mit ideologischer 
Verblendung und Gehorsam zusammen.

Gas-Umlage: Womöglich von 
Energiekonzernen diktiert 
und handwerklich schlecht 
gemacht

Ende August gerieten besonders Wirt-
schaftsminister Habeck, und auch das wei-
tere Kabinett zunehmend unter Druck. Denn 
zum einen berichtete ein Nachrichtenunter-
nehmen darüber, dass möglicherweise Ener-
giekonzerne, die enorm von der Gas-Umlage 
profitiert hätten, an der konkreten Ausgestal-
tung dieser entscheidend beteiligt waren. 

Zustande gekommen sein soll sie auf Initia-
tive von Ratingagenturen, die die Kreditwür-
digkeit von Uniper herabsetzen wollten, hieß 
es. Außerdem wurde berichtet, dass Chefs 
zweier großer Energiekonzerne mit Angehö-
rigen von Uniper und Mitgliedern aus dem 
Wirtschafts- und Finanzministerium in Ver-
handlungen über rechtliche Fragen gestan-
den haben sollen.

Zum anderen brachte es die Koalition offen-
bar nicht fertig, sicherzustellen, dass nur in 
Not geratene Energiekonzerne von der Gas-
Umlage profitieren können. Stattdessen wur-
den alle Gasversorger in den Entwürfen der 
Ampel berücksichtigt. Auch solvente Ener-
gieversorger hätten so eine Gewinnmaximie-
rung auf Kosten der Steuerzahler erzielen 
können. 
In der Bundesregierung brodelte es: Die Grü-
nen schwadronierten mal wieder von einer 
Übergewinnsteuer für entsprechende Unter-
nehmen, FDP und SPD forderten Nachbesse-
rungen und der zuständige Minister Habeck, 
der offensichtlich den Begriff der Insolvenz 
nicht versteht, wirkte völlig überfordert. Trotz 
bekannter Mängel sah die Ampel dennoch 
vorerst nicht vor, die problematische Gas-
Umlage zu kippen. Die Diskussionen und 
die Ungewissheit dürften die Gaskunden in 
diesen Monaten zur Verzweiflung getrieben 
haben.

Streit in der Chaos-Ampel 
eskaliert

Nachdem allerdings klar war, dass der deut-
sche Staat, um Uniper zu retten, mit circa 99 
Prozent der Anteile Mehrheitsaktionär am 
Unternehmen werden würde, geriet Habeck 
– auch innerhalb der Koalition – erneut unter 
Beschuss.
Denn unter den neuen Umständen mussten 
die Steuerzahler etwa 30 Milliarden Euro für 
die Übernahme aufwenden und zusätzlich 
noch die Gas-Umlage zahlen, die hauptsäch-
lich ebenfalls Uniper zugutekommen sollte.
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Der grüne Wirtschaftsminister verteidigte die 
Einführung der Maßnahme anschließend ve-
hement „als Brücke, bis die Verstaatlichung 
wirkt“.

Doch rechtlich unklar blieb, ob verstaatlich-
te Unternehmen Ausgleichsgelder aus der 
Gas-Umlage überhaupt erhalten dürfen. Da-
hingehend entwickelte sich ein offener Streit 
– vor allem zwischen Habeck und Bundesfi-
nanzminister Christian Lindner (FDP).

Während Ersterer verfassungsrechtliche Be-
denken wegen der Umlage zeigte und eine 
finanzverfassungsrechtliche Prüfung für 
nötig hielt, ließ Lindner wissen, dass die Re-
gierung entschieden habe, „dass sie keine 
Rechtsbedenken gegenüber der Gas-Umla-
ge hat - auch im Falle einer Verstaatlichung 
von Uniper“. Eine Sprecherin Habecks ent-
gegnete daraufhin:

„Es liegt bislang kein schriftliches juristisches 
Gutachten des zuständigen Finanzministe-
riums vor, das die finanzverfassungsrechtli-
chen Zweifel ausräumt.“

Die Gas-Umlage entwickelte sich immer 
mehr zum Streitpunkt der Ampel und stürz-
te sie ins Chaos. Hinzu kamen laute Kritik aus 
der Opposition, besonders von der AfD, von 
Ökonomen und Sozialverbänden.

Ferner schaltete sich die SPD in die Debatte 
ein und warf dem Wirtschaftsminister „hand-
werkliche Fehler“ vor. Genauso distanzierte 
sich die FDP wegen des öffentlichen Drucks, 
vor allem aus der Wirtschaft. Als Letztes 
sprachen sich auch Vertreter der Grünen 
gegen die Gas-Umlage aus, spielten den Ball 
aber wieder zu FDP-Chef Lindner zurück.

So sagte Grünen-Chefin Ricarda Lang: „Die 
Gasumlage kann weg, sobald es aus dem Fi-
nanzministerium die Bereitschaft für eine Al-
ternative gibt. Diese Alternative heißt: eine Fi-
nanzierung aus Haushaltsmitteln.“ Das immer 
wieder bemühte „Schwarzer-Peter-Spiel“ in-
nerhalb der Ampel wurde um einen weiteren 
Fall ergänzt.

Gas-Umlage als Startschuss 
für weitere Bundesschulden?

Am 29. September verkündete Bundeskanz-
ler Olaf Scholz (SPD), der die Gas-Umlage 
zunächst für „das richtige Instrument“ hielt, 
schließlich das Aus für die politisch hoch um-
strittene Maßnahme. Diese werde nicht mehr 
gebraucht. Stattdessen einigte sich die Koali-
tion auf eine Gaspreisbremse. Das wiederum 
wird voraussichtlich zu einem weiteren Um-
gehen der Schuldenbremse durch ein soge-
nanntes „Sondervermögen“ führen. Und das 
heißt: zu weiteren Schulden.

Das Beispiel des Chaos um die Gas-Umlage 
zeigt sinnbildlich die Konflikte innerhalb der 
Ampel-Koalition, die die Bürger nicht ent-
lasten, sondern für breite Verunsicherung 
sorgen. In einer Krise werden von einer Re-
gierung Führungsstärke und geradlinige Ent-
scheidungen erwartet. Doch insbesondere 
das Hin und Her um die Gas-Umlage ver-
unmöglichte Planungssicherheit für die Ver-
braucher und stärkte das Empfinden, dass 
der finanzielle Schlag in die Magengrube 
individuell kaum abzufedern sein wird. Die 
Ampel handelt und regiert noch immer un-
verantwortlich.
Die Kabinettsmitglieder haben höchstens 
ihre eigenen, aber nicht die Interessen des 
Volkes im Blick.

Die Gas-Umlage hätte die Bürger 
arm und Konzerne reich gemacht.
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Impressionen - Aktiv für Deutschland
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International

Die Europäische Union (EU) hat durch eine 
grundsätzlich fehlgeleitete Politik nicht nur 
die Energiekrise maßgeblich mitverursacht, 
sie bekommt diese auch nicht gelöst. Zu ver-
schieden sind die Interessen der Mitgliedstaa-
ten. Besonders EU-Kommissionspräsidentin 
Ursula von der Leyen (CDU) macht einen rat-
losen Eindruck und muss reichlich Kritik ein-
stecken.

EU: Ideologische Projekte 
über Versorgungssicherheit

Ein grundsätzliches Problem der Europäi-
schen Union ist, dass ideologische Projekte 
wie der sogenannte „Green Deal“ stets über 
den Bedürfnissen der Bürger in den Mitglied-
staaten zu stehen scheinen. Statt unsinnige 
„Klimaschutzziele“ auszurufen, wäre es die 
Aufgabe der EU-Institutionen gewesen, die 
Versorgungssicherheit der Staaten mit Ener-
gie zu gewährleisten. 

Doch die Energiekrise ist wie so viele Prob-
leme in der EU zu einem großen Teil hausge-
macht. Die rein ideologische Energiewende, 
die in den EU-Staaten vorangetrieben wer-
den soll, gefährdet die energiebezogene 
Versorgung massiv, da Sonne und Wind nicht 
genügend Strom liefern und jetzt auf Gas aus 
Russland, in dessen Abhängigkeit sich die 
EU begeben hat, aus angeblich moralischen 
Gründen verzichtet werden soll.

Hinzu kommt, dass die EU-Sanktionen gegen 
Russland nach Beginn des Angriffskriegs 
gegen die Ukraine das mächtige osteuropäi-
sche Land in die Hände weiterer Gasimpor-
teure wie China oder Indien getrieben haben. 

Die EU schwächt die eigene Position am 
Energiemarkt also in vielerlei Hinsicht selbst. 

Nach vielen Monaten kann dieses Versagen 
nicht mehr als „Unfall“ bezeichnet, sondern 
muss als Borniertheit eingestuft werden.

DAS VERSAGEN DER EU
IN DER ENERGIEKRISE
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Die US-amerikanische Politikwissenschaftle-
rin Brenda Shaffer analysierte in dem Zusam-
menhang bereits vor dem Ukraine-Krieg: „Die 
derzeitige Europäische Kommission hat die 
Energiepolitik zu einem bloßen Teilbereich 
der Klimapolitik gemacht, wobei der Versor-
gungssicherheit oder der Bezahlbarkeit der 
Energie wenig Aufmerksamkeit geschenkt 
wird.“ Als einen der Hauptfaktoren der Ener-
giekrise, die schon vor einem Jahr spürbar 
war, bezeichnete sie „die systematische Still-
legung von Kernkraftwerken in mehreren 
europäischen Ländern“.

Schon vor Februar 2022 galoppierte die In-
flation in der Euro-Zone. Der im Anschluss 
zusätzlich insbesondere durch die EU an-
gezettelte Wirtschaftskrieg gegen Russland 
erzeugte eine schwer zu kontrollierende 
Preisexplosion bei Energie: Eine Suppe, die 
Vertreter der Europäischen Union nun nicht 
mehr schaffen, sie auszulöffeln.

EU-Energiepolitik verkommt 
zur Planwirtschaft

Zusätzlich offenbart die Gaskrise deutlich die 
Haltung der EU-Politiker, die Marktwirtschaft 
kaum noch buchstabieren können, sondern 
stattdessen lieber versuchen, Probleme mit 
Geld zuzuschütten. Die EU versinnbildlicht 
einen heterogenen Wirtschaftsraum, der 
durch eine Gemeinschaftswährung und Be-
rufssteuerverschwender an den Hebeln der 
Macht zu Umverteilungen und letztlich zur 
Staatsfinanzierung schwacher ökonomischer 
Staaten wie Italien durch die Europäische 
Zentralbank (EZB) gebracht wird.

Erkennbar wird diese Grundhaltung ferner 
bei der sogenannten „Strommarktreform“, die 
in der EU geplant ist. Anstatt Steuersenkun-
gen in den Mitgliedstaaten zu forcieren oder 
alle Energiequellen auszuschöpfen, möchte 
EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der 
Leyen an mehreren Stellen direkte Eingriffe 
in den Markt vornehmen.

Ihre Vorschläge einer Strompreisbremse 
oder des Abschöpfens von „Übergewin-
nen“ aufgrund des Merit-Order-Systems der 
Strompreisfindung sind allerdings besonders 
bei Ökonomen sehr umstritten. Merit-Order 
bedeutet, dass der Strompreis von der teu-
ersten Erzeugung abhängt.
Marktwirtschaftlich fragwürdig ist es außer-
dem, einen „Basisverbrauch“ für Strom fest-
legen zu wollen. Wie soll dieser gerecht 
definiert werden? Und besonders: Welche 
Anreize soll dieser planwirtschaftliche Ansatz 
für eine etwaige kostengünstige Produktion 
von Unternehmen und den sparsamen Ver-
brauch von Haushalten liefern?

Weitere planwirtschaftliche Ansätze seitens 
der EU-Kommission sind bei Gedankenspie-
len über Rationierungen, Preiskontrollen und 
vermeintliche „Entlastungsprogramme“, die 
die Inflation noch weiter anheizen werden, zu 
beobachten. Dass Planwirtschaft noch nie ir-
gendwo erfolgreich war, scheint dabei keine 
Rolle zu spielen. Schließlich kommt Gerede 
über „soziale Gerechtigkeit“ bei den treuen 
Medienvertretern in der Regel gut an, so der 
mutmaßliche Gedanke. Doch tatsächlich 
werden bloß Bürokratie und Misswirtschaft 
erzeugt.

Versagen von Kommission 
und Präsidentin von der 
Leyen

So oder so wird eines deutlich: Die EU-Kom-
mission und Chefin von der Leyen bekom-
men die drängenden Fragen der Energiekrise 
nicht gelöst. Viel wurde in den letzten Mona-
ten über mögliche Lösungsansätze diskutiert 
und beraten. Doch konkrete Maßnahmen, um 
die Bürger der Mitgliedstaaten zu entlasten, 
wurden zunächst lange nicht verabschiedet. 
Sogar Charles Michel, Präsident des Europäi-
schen Rats, zeigte sich in der Öffentlichkeit 
unzufrieden und verlautbarte: „Wir haben die 
Kommission mehrmals gebeten, konkrete 
Vorschläge auf den Tisch zu legen.“
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Vielmehr bemühte die EU-Kommissionsprä-
sidentin Vokabeln wie „hohe spekulative Ner-
vosität“ am Strommarkt, die wohl das eigene 
Versagen kaschieren sollen. Beispielhaft ver-
säumte es die EU-Kommission, neue Gas-
lieferverträge mit Drittstaaten zu schließen. 
Ein europäisches Scheitern bei der Energie-
frage war und ist allerdings bereits vorpro-
grammiert, da die Mitgliedstaaten über ganz 
unterschiedliche energiepolitische Voraus-
setzungen und Vorstellungen verfügen.

Ein Indiz dafür, dass praktische Fragen wie 
die der Energieversorgung von Staaten nicht 
bürokratisch-zentral in Brüssel für alle zu-
friedenstellend zu lösen sind. So zeichnete 
sich nicht zuletzt im September eine schwie-
rige Lage ab, als sich z.B. Frankreich und 
Spanien schon länger für Markteingriffe auf 
europäischer Ebene stark machten, während 
Deutschland und Österreich bei dem Thema 
zurückhaltend agierten und Staaten wie Ita-
lien und Griechenland schon eine Überge-
winnsteuer im Energie-Business anwende-
ten.

Ebenso war vor dem EU-Gipfel Mitte Oktober 
keine gemeinsame Linie der Mitgliedstaaten 
zu erwarten. Während beispielsweise Kroa-
tien und Litauen für eine Preisobergrenze 
für alle Gasarten plädierten und Slowenien 
diese Maßnahme bloß bei Flüssiggas unter-
stützte, lehnte Deutschland einen solchen 
Preisdeckel gänzlich ab.

EU-Entscheidungen oftmals 
zulasten Deutschlands

Sollten die EU-Institutionen doch einmal 
zu einem Ergebnis kommen, gehen die Be-
schlüsse nicht selten zulasten Deutschlands. 
Die Vertreter auf dem EU-Gipfel im Oktober 
konnten sich zwar auf einen EU-Gaspreisde-
ckel einigen. Die gemeinsame Obergrenze 
für Gas von außerhalb der EU bringt aber das 
Risiko mit sich, dass die LNG-Tanker eben 
nicht an europäischen Häfen anlegen. Das 
größte Industrieland Europas, Deutschland, 
wird mangels Gas-Alternativen voraussicht-
lich besonders darunter leiden.

Darüber hinaus wird es neben dem Gaspreis-
deckel wohl einen weiteren Fonds gegen die 
Energiekrise geben, der durch gemeinsame 
EU-Schulden getragen werden soll. Neue 
Schulden gegen anwachsende Preise?
Das würde die Inflation nur noch weiter be-
günstigen. Aber reale Ursachenbekämpfung 
ist in der EU ohnehin zu einem Fremdwort 
geworden. Zudem müssten wieder einmal 
deutsche Steuerzahler am härtesten ble-
chen.

Abschließend erwecken die EU und ihre 
Kommissionspräsidentin von der Leyen den 
Eindruck, dass „Haltung“ - also der gefestig-
te Kastenstandpunkt - in der aktuellen Krise 
wichtiger sei, als die notwendige Energiever-
sorgung der Bevölkerung.
Schließlich wird die 64-Jährige nicht müde, 
Folgendes zu betonen: Es gelte „Russland 
und der Welt zu zeigen, dass ein Verstoß 
gegen internationale Regeln enorm kostspie-
lig ist.“ Dass die Menschen in der EU jedoch 
u.a. wegen der Sanktionen gegen Russland 
zu verarmen drohen, scheint die CDU-Politi-
kerin nicht weiter zu kümmern.

Die EU und insbesondere 
Ursula von der Leyen waren 
und sind überfordert und 
handlungsunfähig

Der Bericht zeigt, dass die EU und allen voran 
ihre Kommissionspräsidentin mit der Ener-
giekrise schon weit vor der russischen Inva-
sion in der Ukraine überfordert waren.

Solange ideologische Projekte wie die sog. 
Energiewende über der Versorgungssicher-
heit der Bürger angesiedelt werden, ist auch 
heute keine Besserung zu erwarten.

Aufgezeigt werden konnte ebenso, dass 
Deutschland von dem Konstrukt EU im Zwei-
felsfall benachteiligt wird und als Verlierer 
hervorgeht. Schlussendlich kann die Ener-
giekrise nur jeweils durch die einzelnen Mit-
gliedstaaten mit klugen energiepolitischen 
Entscheidungen gelöst werden.
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DEUTSCHLAND 
KANN MEHR!

Unser Land befindet sich in einer der schwersten Krisen seiner jüngeren Geschichte. Es steht uns eine 
katastrophale Wirtschafts- und Sozialkrise bevor. Die Gründe hierfür sind überwiegend hausgemacht.
Mit den folgenden Punkten will die AfD-Bundestagsfraktion gegensteuern.
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POLITIK &
HINTERGRÜNDE
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Zweites 2015

DIE MIGRATIONSKRISE
IST WIEDER DA!

Die Bilder von 2015 wiederholen sich. Er-
neut strömen Millionen von Migranten über 
die deutschen Grenzen, wieder sind die Kom-
munen überlastet, die Polizei schaut zu und 
winkt durch. Der Ukraine-Krieg verschärft die 
Situation zusätzlich. Anstatt endlich durchzu-
greifen, lockert die Ampelkoalition das Blei-
berecht und erleichtert Einbürgerungen. Eine 
Analyse der Geschichte, Ursachen und Hinter-
gründe der Migrationskrisen sowie eine deut-
liche Handlungsaufforderung an die Regie-
rung.

Jeder kennt noch die Bilder aus dem Sommer 
und Herbst 2015: Überfüllte Boote im Mittel-
meer auf der Überfahrt nach Europa, endlose 
Trecks von Migranten auf ihrem Weg durch 
den Balkan mit dem Wunschziel Deutsch-
land. Propagandareiche Empfänge an den 
Hauptbahnhöfen durch die deutsche „Zivil-
gesellschaft“. Staatlicher Zusammenbruch 
getarnt als „Willkommenskultur“, welcher bis 
heute seinesgleichen sucht.

Und nicht zuletzt die historische Entschei-
dung der damaligen Bundeskanzlerin Ange-
la Merkel (CDU) am 4. September 2015, die 
deutsche Grenze für in Budapest gestrande-
te Migranten zu öffnen, ganz nach der Logik, 
dass Deutschland längst Siedlungsgebiet für 
die ganze Welt geworden ist. 
Durch diese Ereignisse änderte sich das Land 
grundlegend. Einmal wurden mehrere politi-
sche Präzedenzfälle geschaffen. Die Aussage 
Merkels, „die Grenzen können nicht geschützt 
werden“ und „jetzt sind sie nun mal hier“, kam 
einer Kapitulation des souveränen deut-
schen Staates angesichts eines zunehmen-
den Migrationsdrucks aus dem arabischen 
Raum und der Dritten Welt gleich. Gepaart 
mit der Durchhalteparole „Wir schaffen das!“ 
deuteten diese Äußerungen der Kanzlerin ein 
neues Zeitalter der bundesdeutschen Politik 
an, in welchem sich der deutsche Staat, der 
zumindest der Theorie nach dem deutschen 
Volke dienen sollte, sich nunmehr dem Wohl 
der gesamten Welt verpflichtet fühlt. 
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Auch in vielerlei anderer Hinsicht trat in 
Deutschland ein grundlegend anderer Zu-
stand verglichen mit dem Status quo ante 
ein: Das Straßenbild gerade in deutschen 
Großstädten veränderte sich schlagartig. 
Insbesondere in den neuen Bundesländern. 
Denn dort gab es bis dato vielerorts so gut 
wie gar keinen wahrnehmbaren Ausländer-
anteil in der Bevölkerung.

Regierung führte Migrations-
krise selbst herbei

Die Migrationsströme, deren klar politische 
Ursachen sowohl durch „Push-Faktoren“ wie 
durch die USA angezettelte Kriege und einer 
zunehmenden Überbevölkerung, aber auch 
durch „Pull-Faktoren“ wie einem zu Miss-
brauch einladendem deutschen Sozialsys-
tem verursacht werden, erklärte die politi-
sche Klasse von nun an wahlweise zu einem 
unabwendbaren Naturereignis oder auch 
zur gerechten Strafe (oder freundlicher aus-
gedrückt „Verantwortung“) für Deutschlands 
„dunkle Vergangenheit“. Ein schon im Zuge 
der europäischen Zentralisierung und Euro-
Rettung von vielen befürchteter „Putsch von 
oben“ gegen das deutsche Volk nahm nun 
erschreckend konkrete Züge an.

Der kulturelle Schock durch die sich abrupt 
verändernde demografische Lage sowie 
sich häufende Vorfälle von Überfällen, Ver-
gewaltigungen und Morden durch außer-
europäische Migranten führten vor allem in 
Ostdeutschland mit PEGIDA zu einer Protest-
bewegung, die in ihrer Größe und Vehemenz 
beinahe mit der Wendezeit 1989 vergleich-
bar war.
Der Widerstand gegen eine von oben ange-
ordnete Masseneinwanderung wurde zum 
mit Abstand wichtigsten Thema in der öf-
fentlichen Diskussion und verdrängte somit 
die bis dahin seit Jahren schwelende Euro-
krise fast vollständig aus der Wahrnehmung 
der Bevölkerung. Davon konnte auch die 
AfD profitieren, welche sich als starke Stim-
me gegen Euro-Fehlpolitik, EU-Zentralismus 
und die schrittweise Aufgabe nationaler Sou-
veränität gegründet hatte.

War diese schon vor der Migrationskrise ge-
rade im Osten zu einer relevanten politischen 
Kraft geworden, begann die Partei nun ihren 
Siegeszug mit einem Einzug in sämtliche Par-
lamente auf regionaler, nationaler und euro-
päischer Ebene. In Ostdeutschland wuchs sie 
sogar auf die Größe einer Volkspartei an. Die 
politische Landschaft in Deutschland hatte 
sich grundlegend geändert, eine unversöhn-
liche Polarisierung und Politisierung aller Le-
bensbereiche war die Folge. Denn Regierung 
und Altparteien dulden Konkurrenz und Op-
position nur ungern.

Ukraine-Krieg und neue
Migration über Balkan-Route

Sieben Jahre und zahlreiche Krisen später 
tritt nun eine neue Migrationskrise auf den 
Plan. Zwar nahmen die Migrationsströme nie 
wirklich ab und wurden nur durch andere 
Themen wie etwa durch den Ukrainekonflikt 
oder die Corona-Lage übertönt. Nun jedoch 
trägt ein unheilvolles Zusammenspiel aus 
einer Million ukrainischen Kriegsflüchtlinge 
in Kombination mit einem erneuten Anstieg 
der Migrationsströme auf der Balkanroute 
dazu bei, dass die Ereignisse von 2015 sich 
in ihrer Tragweite mindestens wiederholen 
könnten.

Seit Wochen nun klagen viele Kommunen 
über eine zu hohe Auslastung ihrer Erstunter-
bringungseinrichtungen. Anders als damals 
will man nämlich vielerorts die Belegung von 
Sporthallen, Schulen und anderen öffentli-
chen Einrichtungen verhindern. Auf keinen 
Fall will man gerade nach dem flächende-
ckenden Ausfall von Präsenzunterricht wäh-
rend der Corona-Maßnahmen verantwor-
ten, dass durch Migrantenbelegung erneut 
Unterricht und öffentliche Veranstaltungen 
eingestellt werden müssen.
Währenddessen ist zu erwarten, dass sich 
die Situation im Winter eher noch verschär-
fen wird. Ein weiteres Problem sind nun die 
explodierenden Energiekosten: Der Staat 
muss hier für die Beheizung und sonstige 
Versorgung der Flüchtlingsunterkünfte noch 
tiefer in die Taschen greifen.
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Geld, welches er aufgrund der sowieso 
schon teuren Entlastungsmaßnahmen für die 
eigenen Bürger kaum mehr hat. Politik wird 
nur noch auf Pump finanziert, das enorme 
Schuldenproblem auf zukünftige Generatio-
nen abgewälzt. Jede vernünftige Regierung 
würde spätestens in dieser Situation schon 
aus alleinigem Selbsterhaltungstrieb heraus 
versuchen, die Migrationszahlen deutlich 
nach unten zu drücken und dementspre-
chende Maßnahmen mit sofortiger Wirkung 
in die Wege zu leiten. 

Die Ampelregierung jedoch, welche sich den 
Multikulturalismus noch weit mehr als ihre 
Merkel-geführten Vorgängerregierungen 
auf die Fahnen geschrieben hat, denkt über-
haupt nicht an eine Kehrtwende ihrer Mig-
rationspolitik. Für die SPD mit Antifa-Innen-
ministerin Nancy Faeser sowie die Grünen 
mit Robert Habeck, welcher Vaterlandsliebe 
sowieso schon immer „zum Kotzen“ fand, ist 
die zunehmende Überfremdung Deutsch-
lands kein Problem, sondern ein hehres Ziel. 
Die FDP wiederum ist hier deutlich pragma-
tischer: Sie sieht in den Flüchtlingsmassen 
potentielle Arbeitskräfte, welche beispiels-
weise mittels eines „Spurwechsels“ vom 
Asylstatus direkt zu einer Arbeitserlaubnis 
gelangen können. Links-grüner Kulturmar-
xismus und neoliberaler Wirtschaftsgloba-
lismus vereinen sich in der Ampelkoalition zu 
einer unheilvollen Mischung.

Ampel: Einbürgerung statt 
Abschiebung

Die Folgen: Abschiebungen werden trotz 
wiederholter Ankündigungen immer noch 
nicht konsequent durchgeführt. Während 
die eigenen aufmüpfigen Bürger durch Ge-
heimdienstüberwachung und Wohnungs-
razzien mit beachtenswertem Aufwand und 
Professionalität drangsaliert werden, schafft 
es der Staat hingegen oftmals nicht, aus-
reisepflichtige Ausländer aufzuspüren und 
ordnungsgemäß einer erfolgreichen Ab-
schiebung zuzuführen. Meist ist dies sowieso 
schon nicht mehr nötig, da das Aufenthalts-
recht auf immer mehr Migranten ausgewei-

tet wird. Bei erfolgreicher Asylerschleichung 
ist dann auch der Weg zum deutschen Pass 
nur noch ein kleiner Schritt: Einbürgerungen 
sollen laut Koalitionsvertrag zukünftig schon 
nach fünf, in manchen Fällen sogar bereits 
nach drei Jahren möglich werden. Konse-
quent, was die Regierenden also nun bereits 
als „staatsfeindliche Bestrebung“ kriminali-
sieren:
Bereits der Wunsch, das deutsche Volk in 
seiner ethnischen und kulturellen Identi-
tät erhalten zu wollen, ist nunmehr bereits 
genug, um Bürger per Geheimdienst als „Ex-
tremisten“ verfolgen zu lassen. Dabei ist es 
die Regierung selbst, die die innere Sicher-
heit gefährdet.

Dennoch muss eine verantwortungsvolle 
Politik das durch innenpolitische Maßnah-
men sowie durch die demographische und 
sicherheitspolitische Weltlage entstandene 
Migrationsproblem wieder in den Griff be-
kommen. Die anfangs erwähnten „Push-„ 
und „Pull-Faktoren“ müssen von einer ver-
nünftigen Regierung schleunigst umgekehrt 
werden. Die konsequente Abschiebung aller 
illegalen Migranten, Kürzung oder sogar 
Streichung überflüssiger Sozialleistungen 
für Einwanderer sowie die Wiederbesinnung 
auf eigene Identität in Deutschland als Hei-
mat der Deutschen dürfte illegale Migration 
deutlich unattraktiver werden lassen. Gleich-
zeitig brauchen die Herkunftsländer der Mig-
ranten eine eigene Zukunftsperspektive.

Daher muss Schluss sein mit der kriegstrei-
berischen Außenpolitik des amerikanisch 
dominierten Westens und auch mit einer 
sogenannten „Entwicklungshilfe“, welche 
aufgrund grassierender Korruption und Be-
völkerungsexplosion ein Fass ohne Boden 
darstellt und die Migrationsströme eher noch 
verstärkt. Stattdessen ist dieses Geld besser 
bei der Förderung deutscher Familien auf-
gehoben. Welche junge Familie kann es sich 
beispielsweise heutzutage noch leisten, ein 
Haus zu kaufen? Wir brauchen endlich wie-
der Politiker, welche ihren Amtseid, ihre Kraft 
dem Wohle des Volkes zu widmen, nicht nur 
als reine Floskel betrachten. Andernfalls folgt 
die Quittung über die Wahlurne.
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Interview

IM GESPRÄCH
MIT
IRIS NIELAND

Liebe Leser,

zum ersten Mal hatte ich die stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende und Fachpolitikerin für 
Haushalt- und Finanzen der rheinland-pfälzi-
schen AfD-Landtagsfraktion, Iris Nieland, bei 
mir zu Gast. Im Folgenden finden Sie einen 
Abdruck unseres Interviews:

Liebe Iris, ich freue mich, dass du heute hier 
bist. Stell dich doch bitte einmal kurz für die 
Leser vor, die dich noch nicht so richtig ken-
nen.

„Ich heiße Iris Nieland, ich bin verheiratet, 
evangelisch und wohne in Bad Dürkheim.

Für unsere AfD Rheinland-Pfalz bin ich zum 
zweiten Mal in den Landtag gewählt worden. 
Innerhalb unserer dortigen Landtagsfraktion 
bin ich jetzt bereits seit sechs Jahren Haus-
halts- und Finanzpolitische Sprecherin.

Und, nicht zu vergessen, außerdem bin ich 
stellvertretende Fraktionsvorsitzende der 
AfD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz.“

Vielen Dank. Wie kann sich der Leser deine 
Aufgabengebiete in etwa vorstellen?

„In dieser Legislaturperiode sitze ich als ein-
zige AfD-Landtagsabgeordnete in Deutsch-
land dem Frauen- und Gleichstellungs-
ausschuss vor. Und als Vorsitzende dieses 
Ausschusses zeige ich den Altparteien natür-
lich auf, dass unser Grundgesetz mit Artikel 3 
eine freie und gerechte Grundlage für Män-
ner und Frauen in unserem Land darstellt.

Ein weiteres entscheidendes Aufgabenge-
biet sind meine fachpolitischen Beiträge und 
Initiativen im Bereich der Haushalts- und Fi-
nanzpolitik.

Wie gesagt, innerhalb unserer Fraktion bin 
ich die Haushalts-und Finanzpolitische Spre-
cherin der Landtagsfraktion.
Und in der Funktion ist es meine Aufgabe, 
immer unter dem Gesichtspunkt einer ver-
antwortungsvollen und seriösen Haushalts-
politik, den Regierenden genau auf die Finger 
zu schauen, wo es um das Geld der Bürger 
geht.
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Gerne können mich interessierte Bürger und 
Parteifreunde dabei auch vor Ort besuchen - 
und so einen noch besseren Eindruck meiner 
Arbeit gewinnen.“

Du bist nicht nur für unsere Landtagsfraktion 
tätig, sondern engagierst dich auch darüber 
hinaus für unsere Partei. Was sind deine Be-
weggründe?

„Ich bin für unsere Partei kommunalpolitisch 
engagiert und betätige mich im Kreistag für 
die heimischen Gemeinden des Landkreises 
Bad Dürkheim.

Ein zentraler Beweggrund meiner politischen 
Betätigung war und ist für mich dabei stets 
der Kampf für Freiheit und die Verantwor-
tung für unser Gemeinwesen. Unsere Freiheit 
muss jeden Tag neu erkämpft werden; im 
Parlament, der Gemeinde und bei der politi-
schen Meinungsbildung auf der Straße.
Immer mehr bedeutet der Kampf für die Frei-
heit, Denkverbote zu durchbrechen. 

Denn die herrschende ideologisch-selbst-
zerstörerische Politik der „Alt- und Ampel-
parteien“ treibt Deutschland in den Ruin.“

Welches sind ganz konkret deine Schwer-
punkte im Bereich der Haushalts- und Finanz-
politk?

„Der Kampf für die Freiheit beinhaltet für mich 
auch die finanzielle Freiheit des Einzelnen 
und der Kommunen. Als konkrete Beispiele 
will ich den Kampf für einen verfassungskon-
formen kommunalen Finanzausgleich und 
eine solide Haushaltspolitik nennen.

Hier trete ich daher sowohl im Landtag als 
auch im Kreistag für alternative Politik in 
Form von größeren Gestaltungsspielräumen 
und Eigenverantwortung ein. Und gerade im 
Hinblick auf die derzeitige galoppierende In-
flation sehen wir, wie dringlich die von uns 
geforderte solide und seriöse Finanzpolitik in 
Bund, Ländern und Gemeinden ist.“

Hast du besondere Ziele oder Wünsche, die 
du mit deiner Arbeit verfolgst?

„J-A! lacht) Meine Überzeugungen und Ideen 
will ich besonders auch in die Förderung 
unserer freiheitsliebenden und politisch in-
teressierten und engagierten jungen Men-
schen einbringen, die sich den herrschenden 
Narrativen nicht unterwerfen wollen.

Diese gilt es zu gewinnen und einzubinden. 
Dabei müssen auch wir als Ältere unserer 
Aufgabe gerecht werden und sowohl mit Rat 
zur Seite stehen, als auch dem jugendlichen 
Drang die Gestaltungsräume zugestehen, 
die für zukunftsorientierte politische Arbeit 
essenziell sind.“ 

Liebe Iris, kannst du uns zum Abschluss noch 
deine politische Idee und deine Haltung kurz 
darstellen?

„Danke für die Frage. Die Gelegenheit möch-
te ich nutzen, um mein Credo noch einmal 
deutlich zu formulieren:

Wir, die AfD, stehen für die Freiheit der Bür-
ger ein!
Wir, die AfD, bringen Vernunft und Verstand 
in die Politik!
Wir, die AfD, treten ein für die Interessen der 
hart arbeitenden Bürger! 
Wir, die AfD, sagen, unser Land zuerst, unse-
re Interessen zuerst!
Wir, die AfD, entlarven diese sogenannten 
„Entlastungspakete“ als das, was sie in Wirk-
lichkeit sind:
Beruhigungspillen und Ablenkungsmanöver 
der „Regierenden“, um das Volk ruhig zu stel-
len.

Wir, die AfD, sind die einzige Alternative in 
der Politik!

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen weiterhin 
eine spannende und informative Lektüre.“
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Obwohl das Corona-Virus inzwischen in vielen 
Teilen der Welt als normale Infektionskrank-
heit behandelt wird, gibt es in Deutschland – 
angeführt durch Bundesgesundheitsminister 
und Corona-Mahner Karl Lauterbach (SPD) 
– weiterhin freiheitseinschränkende Maß-
nahmen. Der SPD-Politiker zeichnet weiterhin 
Schreckensszenarien und bringt damit immer 
mehr Experten gegen sich auf.

Das Corona-Wirrwarr der vergangenen Mo-
nate nimmt kein Ende. Gesundheitsminister 
Karl Lauterbach befindet sich auf einer re-
gelrechten Geisterfahrt in Europa, setzt noch 
immer auf Panikmache und kann durch die-
sen Kurs kaum noch auf Zuspruch aus der 
Wissenschaft setzen.
Nach einem Sommer, der insbesondere von 
Ukraine-Krieg und Energiekrise geprägt war, 
entsetzten Lauterbach und Justizminister 
Marco Buschmann (FDP) Anfang August mit 
dem Entwurf neuer Corona-Regeln für den 
Herbst, die vorsahen, dass beispielsweise in 
Freizeiteinrichtungen wieder Maskenpflich-
ten von den Ländern vorgenommen werden 
können. Alternativ soll die Möglichkeit be-
stehen, einen negativen Test oder ein Gene-
senen- bzw. Impfzertifikat vorzulegen, das 
maximal drei Monate alt ist.

Damit könnten sich viele Menschen verpflich-
tet sehen, sich noch ein viertes Mal impfen 
zu lassen, obwohl es eine solche Empfeh-
lung für unter Sechzigjährige nicht gibt. Trotz 
reichlich Kritik der Öffentlichkeit verteidigte 
Lauterbach die Pläne mit den Worten: „Medi-
zinisch kann das durchaus sinnvoll sein.“
Immer wieder warnte der 59-Jährige in der 
Folge vor steigenden Infektionszahlen, Long 
Covid und einer „mittelschweren Herbst-
welle“. Während bei den Bürgern aktuell die 
Sorge vor nicht mehr bezahlbaren Lebens-
haltungskosten größer sein dürfte, drangsa-
liert der deutsche Gesundheitsminister die 
Menschen auch weiterhin mit Maskenpflich-
ten und weiteren Einschränkungen.

Lauterbachs Corona-Winter

Denn seit dem 1. Oktober bis zum 7. April 
2023 gelten die folgenden Corona-Regeln, 
die mit so albernen Begriffen „Winterreifen 
und Schneeketten“ beschrieben werden. Im 
Fernverkehr, in Krankenhäusern, Arztpraxen 
etc. besteht eine FFP2-Maskenpflicht, wäh-
rend in Krankenhäusern und Pflegeeinrich-
tungen zusätzlich ein negativer Test vorge-
legt werden muss.

Corona

LAUTERBACHS
GEISTERFAHRT
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Darüber hinaus können die Bundesländer 
weitere Einschränkungen vornehmen. Dazu 
zählt eine Maskenpflicht im öffentlichen Per-
sonennahverkehr sowie in öffentlich zugäng-
lichen Innenräumen. In Freizeiteinrichtungen 
wie Restaurants oder Sportstätten könnte 
wie dargestellt eine Maske oder ein Test mit 
der Ausnahme der „frischen“ Impfung oder 
Genesung verlangt werden. Möglich ist wei-
terhin die Pflicht zum Tragen einer medizi-
nischen Maske für Schüler ab der 5. Klasse, 
wenn es zur „Aufrechterhaltung des Präsenz-
betriebs“ nötig sei, wie es in der diesbezüg-
lichen Grafik der Bundesregierung heißt.

Ferner könnten die Länder eine Testpflicht 
in Schulen, Kitas und in weiteren Gemein-
schaftseinrichtungen wie Asylbewerber-
unterkünften einführen. Bei einer Verschär-
fung der Lage könnten dementsprechend 
die Regeln durch die Länder angepasst wer-
den („Schneeketten“). Dann drohen zudem 
beispielsweise Maskenpflichten im Außen-
bereich, Abstandsgebote und Personenober-
grenzen bei Veranstaltungen.

Lauterbach stellt unglaub-
würdige Impfkampagne vor

Außerdem verkam die Vorstellung der neuen 
Impfkampagne mit dem Titel „Ich schüt-
ze mich“ durch den Gesundheitsminister zu 
einer Farce. Diese Kampagne ist durch 84 
Personen verschiedener Herkunft aufgebaut, 
die aus unterschiedlichen Gründen für einen 
vollständigen Impfschutz werben.

In einer skurrilen Pressekonferenz verkünde-
te Lauterbach die Rückkehr des Corona-Vi-
rus am 14. Oktober mit den Worten: „Corona 
ist zurück.“ Gleichzeitig appellierte er an die 
Länder zum Einsatz der skizzierten Schutz-
maßnahmen. Der deutsche Panikminister be-
mühte weiterhin dramatische Formulierun-
gen wie jene, dass es „wirklich an der Zeit“ 
sei und: „Die Richtung, in die wir unterwegs 
sind, ist keine gute.“

Allerdings wirkte die Impfwerbung durch die 
Anwesenheit der Spiegel-Journalistin Marga-
rete Stokowski völlig unglaubwürdig, da die 
36-Jährige trotz dreifacher Impfung über die 
massiven Folgen von Long Covid klagte. 

Auf eine entsprechende Nachfrage, wie sie 
sich das erkläre, konnte Stokowski nur un-
zureichend antworten: „Keine Ahnung, kann 
ich mir nicht erklären“. Dennoch empfahl sie 
allen Menschen, sich impfen zu lassen.

Harsche Kritik und 
Forderungen nach 
Normalität von Experten

Doch nicht nur hinsichtlich einer Corona-Imp-
fung scheinen Lauterbach allmählich die Ar-
gumente auszugehen. Immer mehr Experten 
kritisieren die Fortführung von Masken- oder 
Isolationspflichten.
Demnach sprach sich der Virologe Klaus 
Stöhr schon vor Monaten dafür aus, das Tra-
gen von Masken in Bussen und Bahnen zu 
beenden. Des Weiteren griff der 63-Jährige 
den Gesundheitsminister direkt an: Für die 
Kommunikation eines Ministers „würde ich 
mehr Bodenständigkeit, Verantwortungsbe-
wusstsein, Strategie, langfristiges Denken er-
hoffen und auch eine bessere Vorbereitung.“

Der Kieler Virologe Helmut Fickenscher äu-
ßerte sich ebenfalls dahingehend, dass die 
Corona-Maßnahmen weiter reduziert werden 
sollten. Beispielsweise seien Maskenpflich-
ten für die Bewohner in Pflegeheimen mit 
der Lebenssituation der Personen unverein-
bar. Der Direktor der Klinik für Infektiologie 
am Universitätsklinikum in Lübeck, Jan Rupp, 
merkte an: „Die Fokussierung auf Sars ge-
fährdet mehr, als sie nützt.“

Als Hauptproblem sieht der Experte nicht 
mehr Covid, sondern medizinische Unter-
versorgung in anderen Feldern. Ein Problem, 
das Lauterbach wohl auch wegen seines Co-
rona-Wahns nicht in den Griff bekommt.
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Lauterbach auch auf 
internationaler Ebene als 
Geisterfahrer

Nicht nur national, sondern ebenso interna-
tional kann Gesundheitsminister Lauterbach 
als Geisterfahrer beschrieben werden. Wäh-
rend sich Deutschland für einen vermeintlich 
harten Corona-Winter unter der Ägide des 
SPD-Manns gerüstet hat, spielt das Virus in 
den meisten europäischen Staaten keine be-
sondere Rolle mehr.
In Frankreich z.B. wurden im Prinzip alle Co-
rona-Beschränkungen aufgehoben. Seit Au-
gust gilt dort auch keine Maskenpflicht im 
Gesundheitswesen mehr. In Großbritannien 
gibt es schon lange keine staatlich verord-
neten Maßnahmen gegen das Virus mehr 
– diese sind im kommenden Winter zudem 
nicht zu erwarten. Genauso verhält es sich in 
Dänemark und den Niederlanden.

In der Schweiz fielen im Frühjahr alle Corona-
Regeln inklusive Quarantäne- und Isolations-
vorschriften für Infizierte. In Italien wurde die 
Maskenpflicht in öffentlichen Verkehrsmitteln 
aufgehoben. Lediglich in Spanien muss noch 
eine Maske in öffentlichen Verkehrsmitteln 
und im Flugzeug getragen werden.

Es wird immer offensichtlicher, dass Gesund-
heitsminister Lauterbach mit den beschlos-
senen Corona-Einschränkungen ziemlich 
allein dasteht. Der 59-Jährige schwadroniert 
von „Winterreifen und Schneeketten“ sowie 
von einem schwierigen Corona-Herbst und 
veröffentlicht eine unglaubwürdige Impf-
kampagne, während andere europäische 
Länder die Rückkehr zur Normalität vorma-
chen und führende Experten genau dazu 
raten.

Eins ist klar:
Dieser Gesundheitsminister ist mit seinem 
Latein am Ende und fürchtet allein den Be-
deutungsverlust. Während andere Länder 
bereits einen normalen Umgang mit dem 
Virus pflegen, bleibt Lauterbach im Regel-
Wahn. Die Corona-Pandemie dürfte spätes-
tens mit seinem Rücktritt endgültig enden.
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Italien

WAHLSIEG FÜR 
PATRIOTEN!

Bereits Ende September fanden in Italien die 
Parlamentswahlen statt. Und die hatten es 
in sich: Das Mitte-Rechts-Lager konnte einen 
deutlichen Sieg einfahren. Kein Wunder, dass 
deutsche Medien und Journalisten vor Wut 
schäumen – und sich mit Hass und Hetze 
überschlagen. Zu entscheiden hatten das 
letztlich dennoch immer noch die Italiener 
selbst. Und zwar in freier Wahl. Nun regiert mit 
Giorgia Meloni von der Partei Fratelli d‘Italia 
erstmals eine Frau die Republik Italien. 

Mit sachlichen Analysen und objektiver Be-
richterstattung braucht man in der deut-
schen Medienlandschaft nicht rechnen. Viele 
Bürger fragen sich, wer denn nun wirklich in 
Italien regiert, welche Parteien die neue Ko-
alition bilden und was diese Parteien unter-
scheidet.

Wir stellen die wichtigsten davon kurz vor:

Die LEGA

Einem deutschen Publikum am bekanntes-
ten dürfte die Partei LEGA sein. Sie ist auch 
im Europaparlament ein Partner der AfD in-
nerhalb der Fraktion für Identität und Demo-
kratie (ID). Die LEGA ist mittlerweile eine der 
ältesten bzw. am längsten bestehenden Par-
teien des modernen Italien. Und das, obwohl 
sie erst Ende der 1980er-Jahre gegründet 
wurde.
Doch zu Beginn der Neunziger wurde Italiens 
Parteienlandschaft von einer einzigartigen 
Welle an Korruptionsskandalen erschüttert, 
in deren Folge nicht nur tausende Ermitt-
lungsverfahren durchgeführ, sondern gleich 
mehrere der großen und etablierten Parteien 
regelrecht atomisiert wurden.
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Dabei beginnt die Geschichte der heutigen 
LEGA, in Deutschland bekannt durch ihren 
Vorsitzenden Matteo Salvini, als Geschichte 
einer Regionalpartei. Ende der 1980er-Jahre 
bildete sich aus mehreren norditalienischen 
Bewegungen die Partei „Lega Nord“. Sie trat 
ein für eine stärkere Autonomie der einzelnen 
italienischen Regionen (also dem Pendant zu 
den Bundesländern). Bisweilen forderten sie 
sogar die Abspaltung einiger Teile des Nor-
dens zugunsten eines eigenen Staates. Be-
reits in den diversen Regierungszeiten von 
Ministerpräsident Silvio Berlusconi war die 
LEGA, damals als Lega Nord, in der Regie-
rung vertreten. Vor ungefähr zehn Jahren be-
gann die Partei damit, sich Wählerschichten 
auch im ganzen Land zu erschließen. Neben 
der Lega Nord, die als eigene Organisations-
struktur bestehen blieb, wurden sukzessive 
weitere Parteistrukturen geschaffen, die fort-
an statt der Lega Nord zu Wahlen antraten – 
nunmehr im ganzen Land, auch in Süditalien. 
Das Ergebnis bei den Parlamentswahlen im 
September war für die LEGA dennoch er-
nüchternd. Sie holte nur knapp 9%. Noch bei 
der Europawahl 2019 konnte sie fast 35% der 
Stimmen auf sich verbuchen! Dennoch: In 
der Ende Oktober vereidigten neuen italie-
nischen Regierung ist die LEGA nun an Bord. 
Und stellt dabei zahlreiche Minister, Vize-
minister und Staatssekretäre. Neben Matteo 
Salvini, der nun Vize-Premierminister ist und 
das Amt des Ministers für Infrastruktur und 
Transport bekleidet, fielen u.a. das Ministe-
rium für Wirtschaft und Finanzen sowie das 
Bildungsministerium an die LEGA.

Forza Italia

„Los geht’s, Italien!“, so die Übersetzung des 
Namens der Partei jenes italienischen Politi-
kers, der auch in Deutschland noch bekannt 
sein dürfte: Silvio Berlusconi. Der langjähri-
ge Ministerpräsident mischt politisch immer 
noch kräftig mit. Innerhalb der italienischen 
Parteienlandschaft ist Berlusconis Forza Ita-
lia (FI) die christdemokratische Kraft.

Auch im Europaparlament ist die Partei Mit-
glied der Europäischen Volkspartei und somit 
Partner von CDU und CSU. Nach dem ange-
sprochenen Zusammenbruch der italieni-
schen Parteienlandschaft Anfang der 1990er 
implodierte die damalige „Democrazia Cris-
tiana“, bis dato die führende Staatspartei 
des Landes. Berlusconi sammelte die Reste 
der ehemaligen Christdemokratie auf. Und 
führte sie in Gestalt diverser Parteiformate, 
alle maßgeschneidert auf seine Person, zu 
neuer Stärke. In den Jahren 1994-2011 regier-
te Berlusconi gleich mehrfach als Minister-
präsident, wobei er nicht nur durch sein un-
mittelbares politisches Auftreten noch lange 
im Gedächtnis auch außerhalb der Halbinsel 
bleiben sollte. In der jetzigen Regierung 
übernehmen Politiker von Forza Italia zahlrei-
che Ministerämter. Darunter nicht zuletzt das 
wichtige Außenministerium.

Fratelli d‘Italia

Sie sind das Schreckgespenst deutscher 
Journalisten. Die Fratelli d‘Italia – die „Brüder 
Italiens“. Ihr Name bezieht sich auf die gleich-
namige italienische Nationalhymne. Als Par-
tei sind die Brüder Italiens jedoch noch ein 
recht neuer Akteur. Allerdings mit bewegter 
Vergangenheit. Ihre Geschichte beginnt letzt-
lich unmittelbar nach dem Krieg. 1946 wurde 
die italienische Republik gegründet. Die An-
hänger des politisch rechten Lagers formier-
ten nach dem Krieg die Partei der „Italieni-
schen Sozialbewegung“, abgekürzt „MSI“. Im 
Gegensatz etwa zur ( später aufkommenden) 
LEGA war die MSI immer Verfechter eines 
starken italienischen Einheits- und Zentral-
staates. Dabei galt sie jedoch lange als aus-
sätzig, bezog sie sich nicht zuletzt unmittel-
bar auf gewisse Aspekte des historischen 
Faschismus. Man stellte sie jahrzehntelang 
außerhalb des sogenannten „Verfassungs-
bogens“. Dies änderte sich nach dem Zusam-
menbruch der Parteienlandschaft. Denn die 
MSI war von allen Ämtern und Trögen ausge-
grenzt – und somit kein Teil des Korruptions-
skandals.
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Im Laufe der Jahre nach 1990 transformier-
te sich die Partei und spaltete sich mehrfach 
auf. Dabei trat die weiterbestehende Kern-
partei bereits 1994 in die damalige Regierung 
mit ein. Ihr Name damals: Alleanza Nazionale 
– eine nationalkonservative Partei mit sozia-
lem Einschlag.

Nach einigen Jahren fusionierte diese Partei 
dann mit den Christdemokraten von Silvio 
Berlusconi. Bis ins Jahre 2012! Sodann wagte 
eine Frau eine Neugründung auf dem Erbgut 
der ehemaligen Alleanza Nazionale: Giorgia 
Meloni! Sie gehörte schon damals zu den 
Gründern der Fratelli d‘Italia, die zunächst 
wenig Erfolge an der Wahlurne verbuchen 
konnten. Bis zuletzt.

Doch spätestens als in der Corona-Zeit fast 
alle größeren Parteien gemeinsam regierten, 
da schlug die Stunde der Fratelli d‘Italia. Sie 
blieben in der Opposition und stellten sich 
gegen die Konsens-Regierung unter dem 
ehemaligen EZB-Chef Mario Draghi. Mit Er-
folg! In der neuen Regierung sind sie deutlich 
stärkste Kraft. Und stellen mit Giorgia Meloni 
die erste Ministerpräsidentin Italiens über-
haupt. 
Gewählt wird in Italien das Parlament alle 
fünf Jahre. Doch wie lange diese patriotische 
Regierung nun erst einmal am Werk sein 
wird, das ist abzuwarten. Denn Italiens Politik 
ist schnelllebig. Dabei könnte ganz Europa 
einen Startschuss gebrauchen, den patrioti-
sche Regierungen durchaus setzen können.
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Italien

IM GESPRÄCH:
DAVIDE
QUADRI

Wie bewertest Du das Wahlergebnis und die 
nunmehr erfolgte Regierungsbildung? 

Meine persönliche Meinung dazu ist: Das 
Wahlergebnis unserer LEGA ist durchaus 
enttäuschend, aber die Stimmverluste sind 
nur eine Momentaufnahme. Und was die Ko-
alition generell und die konkrete Regierungs-
mannschaft angeht, da können wir sehr zu-
frieden sein und hoffnungsvoll nach vorne 
schauen. Matteo Salvini [Parteivorsitzender 
der LEGA; Anm. d. Red.] ist Vizepremier und 
Infrastrukturminister und verfügt somit über 
den Einsatz der Küstenwache; gemeinsam 
mit dem langjährigen Spitzenbeamten Mat-
teo Piantedosi, der nun Innenminister ist, 
können beide nun andere Töne anschlagen, 
etwa gegenüber dem Schlepperunwesen.

Was war ausschlaggebend dafür, dass das 
Mitte-Rechts-Bündnis so ein starkes Ergebnis 
geholt hat?

Dafür waren mehrere Faktoren ausschlagge-
bend. Man muss feststellen, dass die beiden 
„historischen“ Trägerparteien des Bündnis-
ses durchaus eine solide Wählerbasis mitge-
bracht haben.

Und das, obwohl sie zuvor in jener eher „wi-
dernatürlichen“ gesamtparlamentarischen 
Regierung eingebunden waren. Hinzu kam, 
dass Giorgia Meloni den Vorteil hatte, politi-
sche Zugewinne aus konsequenter Opposi-
tionsarbeit zu erzielen.

Und warum hat ausgerechnet eure LEGA so 
viele Stimmen einbüßen müssen?

Dass wir Teil der Regierung Draghi waren, hat 
gewiss dafür gesorgt, dass die Allparteienre-
gierung nicht vollends nach links abgedriftet 
ist und einige derartige Vorhaben verhindert 
werden konnten. Aber dennoch: In einer Re-
gierung der „nationalen Einheit“ mitzuwirken 
und zwar mit den linken und linksoffenen 
Parteien gemeinsam, das hat uns in gewis-
sem Maße vom Volke entfernt und die Strafe 
folgte auf dem Fuße.

Vor welchen Herausforderungen steht Italien 
jetzt?

Vor vielen! Angefangen bei der Energiekrise 
über die weiterhin starken illegalen Zuwan-
derungsströme bis hin zu der Notwendigkeit 
ganz grundsätzlicher Reformen, die unser 

Davide Quadri (29) ist Beauftragter für Auslandsangelegenheiten der Lega Giovani, 
der Jugendorganisation der LEGA. Er studierte Wirtschaftswissenschaften mit 
Schwerpunkt Gesellschaftsrecht und arbeitet als parlamentarischer Berater der 
Fraktion Identität und Demokratie im Europaparlament.
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ganzes Land verändern, die aber nötig sein 
werden, um unsere Gesellschaft und unsere 
Wirtschaft auf die kommende Zeit vorzube-
reiten.

Was werden dahingehend eure konkreten 
Ziele und die vordergründigen Projekte in der 
Regierung sein?

Ich glaube, wir müssen das ganze Land vom 
Kopf auf die Füße stellen. Tatsächlich ist Ita-
lien seit Jahren in einer Starre gefangen, so-
wohl in Sachen der Wirtschaft als auch im 
sozialen Bereich. Natürlich hat die Corona-
Situation diese Starre noch verschärft, ins-
besondere die Jugend wurde ausgebremst, 
sie wurde sich selbst überlassen. Gerade 
junge Menschen wurden in Italien mit Verbo-
ten und Restriktionen überzogen, die so tief-
greifend waren, wie in kaum einem anderen 
Land in Europa.

Wie geht ihr mit den untergriffigen Attacken 
der linken Presse um, die kein anderes Thema 
zu haben scheinen, als die neue Regierung mit 
dem Etikett des „Faschismus“ zu belegen?

Das ist in Wahrheit nur ein Hintergrundrau-
schen. Derartige Untergriffigkeiten erlaubt 
sich die linke Presse gegenüber dem Mitte-
Rechts-Block nun ja schon seit Jahrzehnten, 
ohne dass sie dadurch tatsächlich die Wähler 
überzeugen könnten. Nun, eher das Gegen-
teil ist der Fall, würde ich sogar behaupten. 
Es gibt durchaus Tageszeitungen, die über 
den gesamten Wahlkampf nichts anderes 
gebracht haben, als vor der vermeintlichen 
Gefahr eines angeblichen „Faschismus“ zu 
warnen. Vor der Rückkehr des „Doppeljahr-
zehnts“ [Regierungszeit von Benito Mussolini; 
Anm. d. Redaktion], vor einem völligen Men-
schenrechtsverlust und ähnlichem. Dabei 
sind fast alle ihre Geschichten reine Erfin-
dungen, begründet auf Klatsch und Tratsch 
aus der linken Ecke. Niemand dort hat sich 
einmal ernsthaft mit dem Wahlprogramm 
auseinandergesetzt. Manch linker Meinungs-
macher hat geradezu behauptet, nach einem 

Wahlsieg der konservativen Kräfte käme es 
auf Italiens Straßen zu Lynchjagden auf Aus-
länder oder Homosexuelle. Ein Wahnsinn. 

Und das soll informative Berichterstattung 
sein? Aber genau diese Desinformation hat 
nur noch mehr dazu geführt, dass sich viele 
Wähler eben nicht nach links wenden; den 
linken Kräften bleiben dann eben noch die 
Innenstadtwahlbezirke, also jene Wahlkreise, 
wo sich ihre Salons und bonzigen Loft-Ate-
liers befinden. Wenigstens in solchen Habita-
ten mussten sie keine vernichtenden Wahl-
schlappen einstecken.

Und wie bewertest Du die politische Land-
schaft in Deutschland? Welche politische 
Rolle sollte Deutschland generell in Europa 
einnehmen?

So wie ich das sehe, scheint mir Deutsch-
land der „Große Abwesende“ innerhalb der 
europäischen Zusammenhänge zu sein, 
umso mehr nach dem Abtritt von Angela 
Merkel und insbesondere in geopolitischen 
Fragen. Und das liegt daran, dass die deut-
sche Regierung schlicht nicht in der Lage 
ist, Führungsstärke zu zeigen und tragfähige 
politische oder wirtschaftliche Profile her-
auszuarbeiten, die funktionieren.

Und welche Rolle spielt dabei die AfD?

Die AfD ist innerhalb der politischen Land-
schaft in Deutschland eine proaktive Kraft, 
die als einzige einen Willen zur Erneuerung 
des Landes mitbringt.

Und es scheint auch, als sei die AfD die ein-
zige Kraft, die wirklich daran arbeitet, die 
doch noch immer recht heterogenen Interes-
sen und Realitäten zwischen West- und Ost-
deutschland im Sinne eines Ganzen zusam-
menführen.

Und darin erkenne ich durchaus Parallelen 
zur LEGA, wenngleich die Bruchlinie bei uns 
zwischen Norden und Süden verläuft.
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Bericht: Politik hautnah

Schon länger gibt es für Bürger die 
Möglichkeit, in Berlin das Schaltzentrum 
der Macht hautnah zu erleben. Nach 
langen Einschränkungen durch die Corona-
Pandemie werden die Ausflüge ab diesem 
Jahr wieder angeboten. Ich war mit einer 
Besuchergruppe des AfD-Abgeordneten 
Sebastian Münzenmaier dabei. 

Politik, vor allem Bundespolitik, scheint 
für die meisten Bürger weit entfernt von 
ihrem Alltag. Die Bundestagsdebatten, 
Ausschusssitzungen und Pressetermine, 
welche ein Abgeordneter des Bundestages 
täglich wahrnimmt, werden im besten 
Falle vielleicht im Fernsehen ausgestrahlt. 
Interessierte Bürger können daher 
das Angebot des AfD-Abgeordneten 
Sebastian Münzenmaier wahrnehmen, 
und das politische Berlin im Rahmen 
einer mehrtägigen Informationsreise 
kennenzulernen. Und zwar kostenlos!

In diesem Rahmen bietet sich interessierten 
Bürgern ein Einblick in den täglichen 
Parlamentsbetrieb. Ebenso stehen einige 
interessante Bildungsausflüge zu kulturell 
und geschichtlich bedeutsamen Orten in 
Berlin an. Über meinen eigenen Besuch im 
Juni dieses Jahres will ich im Folgenden 
berichten.

Ich nahm an einer Besuchergruppe aus 
Rheinland-Pfalz teil. Hier hat Sebastian 
Münzenmaier seinen Wahlkreis. Die Anreise 
aus der Landeshauptstadt Mainz nach Berlin 
erfolgte an einem Montag frühmorgens mit 
dem Bus. Die Kosten für die gesamte Woche 
werden übernommen, bis auf wenige kleinere 
Beiträge, etwa das obligatorische Trinkgeld 
für den bestens gelaunten Busfahrer.

Am späten Nachmittag kamen wir in Berlin 
an, wo wir erst einmal in unserem Hotel am 
Alexanderplatz eincheckten.

Mit der Besuchergruppe im 
Deutschen Bundestag
Gastbeitrag eines Besuchers
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Anschließend fuhren wir weiter ins 
Jakob-Kaiser-Haus, eine Liegenschaft 
des Bundestages. Nach Absolvierung 
des obligatorischen Sicherheitschecks 
erwarteten uns in einem Konferenzsaal die 
AfD-Bundestagsabgeordneten Sebastian 
Münzenmaier und Bernd Schattner. Auch 
Stephan Brandner schaute kurz bei der 
Gruppe vorbei. Bei einem kleinen Imbiss über 
den Dächern der Hauptstadt konnten wir 
ungezwungen mit den Politikern plaudern 
und etwas über den Parlamentsalltag 
erfahren.

Am nächsten Dienstag stand dann Bildung auf 
dem Programm: Am Vormittag besuchten wir 
eine Führung durch die Stasi-Gedenkstätte 
Berlin-Hohenschönhausen. Dort hatte 
der DDR-Geheimdienst jahrzehntelang 
politische Dissidenten unter unmenschlichen 
Bedingungen eingesperrt und gefoltert. Der 
Rundgang durch die Zellen vermittelte ein 
bedrückendes Gefühl. Anschließend stiegen 
wir wieder in den Bus zu einer kleinen 
Stadtrundfahrt durch Berlin, auf der unser 
Guide uns verschiedene historische Orte und 
ihre Bedeutung erklärte.
Wie jeden Tag gingen wir danach in einem 
eigens dafür reservierten Restaurant 
essen. Mit dem Besuch mehrerer 
Sonderausstellungen im Deutschen 
Historischen Museum endete das offizielle 
Programm für diesen Tag schließlich.
Gleich am Mittwochmorgen starteten 
wir wieder für den zweiten Teil unserer 
Stadtrundfahrt durch Berlin.

Wie am Tag zuvor konnten wir hier auch 
verschiedenste relevante historische und 
politische Orte betrachten, sei es die East 
Side Gallery, das Diplomatenviertel oder 
der Gendarmenmarkt. Danach ging die 
Reise in den äußersten Westen der Stadt, 
wo wir das Militärhistorische Museum auf 
dem ehemaligen Flugplatz Berlin-Gatow 
besuchten. Gerade für technisch, militärisch 
und geschichtlich Interessierte ist dieser Ort 
einen Besuch wert.

Nachdem wir beim Kurfürstendamm in 
ein Gasthaus einkehrten, brachen wir 
anschließend frisch gestärkt Richtung 
Parlamentsviertel auf. Im Paul-Löbe-
Haus erwartete uns abermals Sebastian 
Münzenmaier, welcher dort zu einer 
Diskussionsrunde über aktuelle politische 
Themen einlud. Auch erfuhren wir viel über 
die politische Arbeit der AfD im Bundestag 
und in dessen Ausschüssen, die im Paul-
Löbe-Haus tagen.

Auf der Besucherebene des Reichstags 
wurde im Anschluss ein Gruppenfoto 
geschossen, welches auch jedem 
Teilnehmer am Ende der Reise als Andenken 
ausgehändigt wurde. Nachdem wir abermals 
den Sicherheits-Check des Bundestages 
hinter uns gebracht hatten, hatten wir dann 
als gewissen Höhepunkt der Viertagesreise 
die Gelegenheit, einer Plenarsitzung des 
Deutschen Bundestages beizuwohnen. 
Thema war in diesem Moment der Antrag 
der AfD-Fraktion mit dem Titel „Keine 
deutsche Zustimmung für ein europaweites 
Zulassungsverbot für Pkw und Nutzfahrzeuge 
mit Benzin- und Dieselmotoren“. Sprecher für 
die antragstellende AfD-Fraktion war Dr. Dirk 
Spaniel.

Es blieb gerade uns als Besuchern nicht 
verborgen, welch theatralische Züge der 
Umgang der Altparteien mit der neuen Kraft 
im Bundestag inzwischen angenommen 
hat. Wir amüsierten uns darüber durchaus 
köstlich, auch wenn man uns das auf der 
Zuschauertribüne natürlich nicht ansehen 
durfte.

Nachdem der Abend im Bundestag dann 
noch durch einen Besuch der Kuppel des 
Reichstags gekrönt werden konnte, ging es 
nach dem Abendessen dann wieder zurück 
ins Hotel. Gut ausgeruht brachen wir am 
Vormittag unseres letzten Ausflugstages 
erneut in den äußersten Westen Berlins auf, 
diesmal zum Alliiertenmuseum in Berlin-
Dahlem.
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Nach diesen sehr interessanten Eindrücken 
war es dann Zeit für die lange Fahrt zurück 
nach Mainz.

Zuvor jedoch wurde jedem Besucher noch 
eine Stofftasche mit verschiedensten 
Inhalten als Erinnerung an die schönen Tage 
in Berlin überreicht.
Erschöpft, aber um zahlreiche Erlebnisse und 
Erfahrungen reicher, ging es dann wieder 
zurück in die Heimat.

Lobend erwähnt sei an dieser Stelle auch 
unser Busfahrer, welcher uns für die gesamte 
Hin- und Rückfahrt zur Verfügung stand und 
uns auch durch einige enge Gassen Berlins 
gekonnt hindurchmanövrierte.

Abschließend kann ich festhalten, dass 
sich eine Reise nach Berlin im Rahmen 
einer Besuchergruppe des Bundestages 
voll und ganz lohnt. Bis auf einen geringen 
Eigenbeitrag sind Verpflegung, Eintritte und 
Hotelübernachtung kostenlos.

Ebenso bietet dieses Angebot die 
Möglichkeit, durch erstklassige Guides durch 
die Berliner Geschichte und Gegenwart 
geführt zu werden.

Garantiert lernt dort jeder etwas hinzu, egal 
ob politisch und geschichtlich gebildet oder 
Laie. Zuletzt ist die einmalige Gelegenheit 
gegeben, Bundestagsabgeordnete hautnah 
kennenzulernen und mit ihnen ins Gespräch 
zu kommen.

Für ein paar Tage ist man somit am Puls 
des Machtzentrums der Bundesrepublik 
Deutschland. Dies ist nicht zuletzt deshalb 
eine wichtige Sache, weil Berlin genau 
das sein muss: Eine Hauptstadt für 
selbstbestimmte und sich einmischende 
deutsche Bürger. 

Mehr Infos zur Teilnahme an 
einer Berlinfahrt finden Sie 
hier:
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TV-Kritik

Große Fußstapfen und herbe Kritik: Die neue 
Amazon-Produktion „Die Ringe der Macht“ ist 
zwar eine der teuersten Serien aller Zeiten, 
wird von den Kritikern im Netz aber geradezu 
zerrissen. Dieser eklatante Gegensatz hat 
unser Team motiviert, selbst in die Fantasy-
Serie hineinzuschauen, die die Vorgeschichte 
von J.R.R. Tolkiens „Der Herr der Ringe“ und 
„Der Hobbit“ erzählt. Das Ergebnis blieb 
ernüchternd. Über eine Produktion, die an 
den eigenen Ansprüchen und dem zwanghaft 
aufgesetzten Woke-Faktor scheitert. 

Aragorn, Sauron, Frodo: Beinahe jeder wird 
sich beim Lesen dieser Namen ein paar 
Jahre zurückversetzt fühlen, als eine der 
erfolgreichsten Filmreihen aller Zeiten über 
die Leinwände der deutschen Filmtheater 
flimmerte. Die „Herr der Ringe“-Filme 
brachen alle Rekorde und sorgen noch 
immer für Gänsehaut bei Millionen Fans, 
wenn die x-te Wiederholung der Reihe im 
Fernsehen läuft oder der verstaubte DVD-
Player für einen Filmabend in Mittelerde 
angeschmissen wird. Ähnlich groß dürften 
die Ansprüche der Tolkien-Fans gewesen 
sein, als diese dem Erscheinen der neuesten 
Amazon Studios-Großproduktion „Der 
Herr der Ringe – Die Ringe der Macht“ 
entgegenfieberten und dafür extra ein 
Abonnement bei der US-Onlinevideothek 
abschlossen, um die Vorgeschichte der „Herr 
der Ringe“-Filme und „Der Hobbit“-Reihe 
in Serienform zu erleben. Wohl aufgrund 
der übergroßen Fußstapfen der legendären 
Filmreihe sparten die Produzenten der Serie 

nicht am nötigen Kleingeld: Die Kosten 
der ersten Staffel liegen laut Angaben 
verschiedener Medienplattformen zwischen 
462 und 715 Millionen Dollar. Doch können 
die großen finanziellen Aufwendungen die 
gleichen Gefühle wecken wie damals, als 
sich Gandalf dem Balrog von Moria mit 
seinem epischen Ausruf „Du kannst nicht 
vorbei!“ auf der Brücke von Khazad-dûm 
entgegenstellte? Oder als sich Boromir, von 
den starken Schuldgefühlen gegenüber 
Frodo übermannt, gegen die übermächtigen 
Uruk-hai wendete und für das Leben seiner 
Kameraden den Heldentod wählte? 

Durchsichtige Erzählung 
und von Rache getriebene 
Hauptfigur 

Um es in der Sprache der Elben zu sagen: 
baw! 
Zu selten fesseln die insgesamt acht 
Episoden die Zuschauer an die Bildschirme, 
wie es die Protagonisten der berühmten 
Filmreihe um Frodo und Aragorn im 
berühmten Dreiteiler schafften. Statt 
überraschender Wendungen, tödlicher 
Verluste vertrauter Gefährten und einer 
atemberaubenden Jagd nach dem einen, 
großen Ziel, der Vernichtung des Ringes, 
erlebt der Zuschauer in der Prime Video-
Serie vorhersehbare Handlungsstränge. Die 
große Frage, welcher Charakter der Serie 
final als Sauron enttarnt werden dürfte, ist 
beim Zuschauer schnell geklärt.

DIE RINGE DER MACHT:
WOKE VÖLKER UND WENIG 
ÜBERRASCHUNGEN 
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Zwar rettet der Protagonist Halbrand der 
Elbin Galadriel, Anführerin der Heere des 
Nordens und Hauptakteur der ersten Staffel, 
an einer Stelle das Leben und wird zu einem 
Verbündeten dieser. Doch ist seine Art zu 
aggressiv, egozentrisch und blutrünstig, 
sodass das Publikum leicht durchschauen 
kann, dass es sich um einen Gestaltwandler 
und somit den Hexenmeister Sauron handeln 
könnte. Der finale Überraschungseffekt, als 
Halbrand Galadriel seine wahre Identität 
offenbart und sich nach einem gescheiterten 
Überredungsversuch in sein neugegründetes 
Reich Mordor zurückzieht, fällt gering 
aus. Zudem schafft es keine der Figuren, 
Identifikationsmomente herzustellen und die 
Zuseher zum Mitfiebern zu bewegen.

Die Elbin Galadriel wirkt in ihrer Besessenheit, 
Sauron endlich zu finden und damit den 
Mord an ihrem Bruder zu rächen, stur 
und eindimensional. Welcher Held aus 
„Der Herr der Ringe“-Reihe würde den 
Tod seiner Kameraden leichtfertig in Kauf 
nehmen, nur um ein persönliches Ziel zu 
erreichen? Galadriel scheint es mehr um 
einen persönlichen Rachefeldzug zu gehen, 
als um den Sieg des Guten über das Böse, 
was in High Fantasy-Erzählungen das stets 
notwendige, übergeordnete Ziel darstellt. 
Erst zum Ende der Staffel taut die Elbin auf. 
Jedoch zu spät, um glaubhaft die Sympathien 
der Zuseher auf ihre Seite zu ziehen. 

Der Woke-Wahn macht auch 
vor Mittelerde nicht Halt

Bei aller Kritik: Die Kulissen und Bilder der 
Serie überzeugen durchaus und stehen 
denjenigen in den „Herr der Ringe“-Filmen 
nur wenig nach. Der Vulkanausbruch 
zu Beginn der siebten Episode, der die 
gesamten Südlande in grauen Nebel taucht 
und in eine brodelnde Hölle verwandelt, 
ist beeindruckend dargestellt und bildlich 
hervorragend umgesetzt. Auch die fiktiven 
Orte wie Númenor sind schön anzuschauen, 
ebenso die weiteren Kulissen und 
Landschaftsaufnahmen. Auch die Musik und 
der Ton sind zu einem Großteil gelungen. 

Inhaltlich sticht das Zwerg-Elben-Duo Elrond 
und Durin hervor, dass in seiner gegenseitigen 
Ablehnung an das legendäre Duo Legolas 
und Gimli erinnert. Was jedoch im gesamten 
Handlungsverlauf störend wirkt, ist die für 
moderne Sendungen typische, erzwungen 
wirkende Woke-Komponente. Während sich 
die Filmemacher der Filme noch nüchtern 
an der tolkienischen Idee orientierten und 
eine zu den Buchvorlagen passende und 
homogene Welt zeigten, findet sich in der 
Prime-Serie ein zwanghaft multiethnischer 
Cast. Diverse Schauspieler aller Kategorien 
sind ebenso vorhanden wie zahlreiche 
Frauen in Machtpositionen, was mit dem 
Mittelerde aus den berühmten Filmen so gar 
nichts mehr zu tun hat. Weibliche Geschöpfe 
nehmen durchaus auch in der Filmreihe eine 
besondere Rolle ein. Doch sind in der Serie 
übermäßig viele Schlüsselpositionen, wie 
beispielsweise die Königin Númenors, mit 
weiblichen Charakteren besetzt, dass der 
Wille der Produzenten, sich unbedingt dem 
linken Zeitgeist anzupassen, unweigerlich 
offensichtlich wird.

Die Erfahrung zeigt: Neue 
Serien reichen nicht an die 
Filmoriginale heran 

Was aus den acht Episoden mitgenommen 
werden kann? Serien, die im Anschluss 
an legendäre und überaus erfolgreiche 
Filmreihen gedreht werden, haben es schon 
vor der Ausstrahlung schwer. Das ist bei der 
Prime-Produktion um Mittelerde ähnlich wie 
bei der DisneyPlus-Serie StarWars. Der Woke-
Faktor, dies zeigt die Serie um Galadriel, 
Halbrand und Elrond nachdrücklich, ist 
mittlerweile ein fester Bestandteil von 
Neuproduktionen, die auch inhaltlich nicht 
an die geliebten Kinofilme heranreichen. Zu 
oft, so scheint es, wichen die Produzenten 
der Serie von den Buchvorlagen Tolkiens und 
dem vorhandenen Filmmaterial ab, um dem 
vorherrschenden Zeitgeist zu entsprechen. 
Dass das nicht zu inhaltlicher Stärke beiträgt, 
wird beim Schauen von die „Ringe der Macht“ 
offensichtlich. 
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Kreuzworträtsel
1. In dieser Stadt wird die Abgeordnetenhauswahl wiederholt, da bei der Wahl im Herbst 2021 zu viele Fehler passierten.
2. Die Inflation im Oktober betrug über ... Prozent.
3. In diesem Landtag wird aufgrund der Stimmen der AfD keine Gendersprache angewandt.
4. Dieser FDP-Minister will den digitalen Euro.
5. In dieser Stadt fand der diesjährige Bundeskongress der Jungen Alternative statt.
6. Diese Leistung wird ab Januar 2023 Hartz-IV ersetzen.
7. In dieser Stadt fand die Kundgebung der AfD Rheinland-Pfalz im November 2022 statt.
8. Diese Grünen-Politikerin will die christliche Inschrift auf der Kuppel des Berliner Stadtschlosses überblenden lassen.
9. Der teure Ausbau dieses Gebäudes im Regierungsviertel ist weiterhin umstritten.
10. Dieser Minister aus Rheinland-Pfalz musste aufgrund des Ahrtal-Untersuchungsausschusses zurücktreten.
11. Die neue italienische Regierungschefin heißt ...
12. Dieser ehemalige US-amerikanische Präsident will bei der nächsten Wahl noch einmal antreten.
13. In diesem Land findet die umstrittene und politisch-polarisierende Fußball-WM statt.
14. Der Präsident des Bundesverfassungsgerichts steht in der Kritik. Er heißt ...
15. Der Ehemann dieser Politikerin ist Präsident einer umstrittenen Seenot-NGO, die bald 2 Millionen Euro pro Jahr erhält.
16. Diese Ministerin will ein Bargeldverbot ab 10.000 Euro durchsetzen.
17. Diese Klimakriminellen sorgen derzeit für Aufsehen. Sie heißen „Letzte …“
18. Diese Politikerin wäre nach einer Umfrage derzeit in Ostdeutschland Favoritin auf das Kanzleramt.
19. Die Krise des ÖRR wurde maßgeblich ausgelöst durch den Rücktritt der RBB-Intendantin Patricia ...
20. Dieser Unternehmer kaufte Twitter und sorgte damit für wutschnaubende linke Gesichter.
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Kontakt & Info

Meine Arbeit vor Ort

Neben meiner Tätigkeit als Abgeordneter in Berlin versuche ich natürlich auch so oft wie 
möglich in meinem Wahlkreis Mainz und in ganz Rheinland-Pfalz unterwegs zu sein, um mein 
Ohr stets  beim Bürger vor Ort zu haben. Als „Exilpfälzer“ unterhalte ich bisher ein Abgeordne-

tenbüro in  Pirmasens, ein weiteres Büro im Zentrum Rheinhessen in Mainz.

Sie erreichen mein Wahlkreisbüro in Pirmasens unter folgender Adresse:
Abgeordnetenbüro Sebastian Münzenmaier

Kaiserstraße 2a
66955 Pirmasens

sebastian.muenzenmaier.ma04@bundestag.de

Gerne können Sie mit meinem Büroleiter in Pirmasens, Herrn Ferdinand Weber,
Sprechstundentermine unter oben genannter E-Mail-Adresse vereinbaren –

wir freuen uns auf Sie und Ihre Ideen!

Kontakt für Mainz und Umgebung:

In Mainz finden Sie mein Büro in der Athener Allee 6 in Hechtsheim, bitte vereinbaren Sie für 
Bürgersprechstunden und Gesprächstermine einen Termin mit Herrn Stephan Stritter unter

sebastian.muenzenmaier.ma03@bundestag.de.

Ich freue mich, Sie demnächst in Mainz oder Pirmasens persönlich zu begrüßen! 
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